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Anarchiſche Zuſtände in Rußland

Fortgeſetzte Unruhe und Aufruhr im Zarenreiche. Eine
Revolution in dem uns von Frankreich überlieferten Sinne iſt
es freilich nicht. Dem ſteht im Wege die moderne militäriſche
Macht des Staats, unterſtützt durch Eiſenbahnen, Tele-
de 2c. Wenn die militäriſchen Verhältniſſe ſo wären, wie

nno 1789 in Frankreich, ſo wäre das Haus Romanoff ſchon
längſt den Weg der Bourbone gegangen. Die Macht iſt alſo
noch immer auf ſeiten der zariſchen Regierung. Aber das
Volk in allen ſeinen Schichten vermag den Abſolutismus nicht
mehr zu ertragen. Es leiſtet bald aktiven, bald paſſiven
Widerſtand und kann nur noch durch Gewalt niedergehalten
werden. Der ruſſiſche Abſolutismus hat aufgehört, ein denſozialen Verhältniſſen entſprechendes politiſches Syſtem zu ſein,

er hat ſeine hiſtoriſche Berechtigung verloren, er ſteht im Wider-
ſpruch zu der ökonomiſchen Struktur und zu der kulturellen
Entwicklung des Landes, er iſt zur Tyrannei geworden.
Nur weil der Zar und ſeine Miniſter es alſo wollen! Auf
der einen Seite die Geſetze der geſchichtlichen Entwicklung, auf
der anderen der Wille einzelner Perſonen es iſt einer jener
ſcheinbaren Widerſprüche zur materialiſtiſchen Geſchichtsauf-
faſſung, die die Reviſioniſten ſo ſehr in Verwirrung bringen.
Es iſt ein Widerſpruch gleicher Art wie die Brechung des
Lichtes zu ſeiner gradlinigen Fortpflanzung, die Komprimierung
der Gaſe zu ihrer Expanſionskraft, die Differenz der Preiſe
um Wertgeſetz. Wenn aber die Reviſioniſten daraus wenig-ſens die Lehre möchten, daß durch energiſche Anwendung

der Staatsgewalt ſich allerdings ſehr vieles durchſetzen laſſe!
Die zariſche Regierung lebt in einem permanenten Konflikt

mit der Bevölkerung, ſie exiſtiert nur noch im fortwährenden
Kampf um ihre Exiſtenz. Um eine Revolution zu vermeiden,
muß die Revolution jeden Tag aufs neue unterdrückt werden.
Bald hier, bald dort, an hundert Stellen zugleich erhebt der
Aufruhr, der Hochverrat ſein Haupt. Ein Augenblick der
Schwäche, und ſchon lodert es in hohen Flammen auf. Der
Staat, unterſtützt durch Eiſenbahnen, Telegraphen, iſt überall
leich zur Stelle, aber vor lauter Bekämpfung des Um-

turzes ſtockt die geſamte Staatsmaſchinerie. Alle Jntereſſen
r zurück gegenüber dem Selbſterhaltungsintereſſe der Auto-
ratie.

Vor der Geſinnungsriecherei ſchützt nichts mehr: Reichtum,
ſoziale Stellung, Rang, ariſtokratiſche Abſtammung! Das
Beamtentum, im Bewußtſein ſeiner Allmacht, ſcheut vor nichts
zurück, um ſich perſönliche Vorteile zu verſchaffen. Es ſtiehlt,
raubt, erhebt eigenmächtig Umlagen; es hebt Geſetz, Sitte,
Ordnung auf und etabliert ein nacktes Fauſtrecht. Der
„Unterthan“ iſt nicht mehr ſeines Vermögens, ſeiner Ehre,
ſeines Lebens ſicher. Jeder Tag bringt neue Bedrückung, Ge-
fängniſſe, Sibirien, Galgen!

nd die Erbitterung wächſt. Niemand gehorcht willig. Die
Regierung hat jede moraliſche Autorität verloren. Man freut
ſich jeder ihrer Mißerfolge, man fühlt ſich unglücklich, wenn ſie
triumphiert. Wo ſie nicht direkt eingreift, geſchieht alles ſicher
gegen ihren Willen. Und ſie kann nicht überall eingreifen.

Die politiſche Polizei wird zur herrſchenden Jnſtitution.

Mit der Entwickelung der Jnduſtrie und der modernen Städte,
der Eiſenbahnen, Telegraphen 2c. wird das wirtſchaftliche und
kulturelle Leben ſo kompliziert, ſo formenreich, ſo weit ver-
zweigt und ſchnell wechſelnd, daß es von oben herab, von
einem zentralen Punkte aus nicht mehr reglementiert werden
kann. Die Bureaufkratie glaubt, den Staat zu erhalten, und
ſie erhält nur ſich ſelbſt, ſie verbraucht alle Kräfte des Staates,
um ſich aufrecht zu erhalten. Unter ihr ſchlägt das friſche,
pulſierende Leben an tauſend Stellen durch der gegen ſie ge-
richtete Strom des öffentlichen Jntereſſes ſchwillt an, drohend,
alle Dämme zu zerreißen.

Der Widerſtand wächſt. Er iſt überall. Stets von neuem
niedergeworfen und ſtets aufs neue ſich erhebend, trotziger denn
je. Seit Jahr und Tag kommen aus dem Zarenreiche lauter
Nachrichten von Aufruhr, Kampf und Blutgerichten. Bald iſt
es eine blutig niedergeworfene Studenten Revolte bald eine
Straßendemonſtration, die mit einer Niedermetzelung durch
Koſaken endet, ein Attentat, ein Bauernaufſtand! Wir ſtellen,
ſoweit es nach den lückenhaften Angaben möglich iſt, eine
ſogen. dieſer Proteſt- Erſcheinungen für das Jahr 1901 zu-
ammen.

1901 Januar. Studenten Unruhen an der Petersburger
Univerſität, an der Frauen Hochſchule, in der Bergakademie,
in der Forſt-Akademie, in der Jnduſtrie für Elektrotechnik, in
dem Verkehrsmittel-Jnſtitut, auf den Frauenkurſen für Medi-
zin, in der Kriegsmedizin Akademie, in der Kunſtakademie,
Studenten Unruhen in Mosfau. Hunderte von Studenten
werden relegiert und zum Strafmilitärdienſt verwieſen.

Februar. Karpowitſch erſchießt den Kultusminiſter Bopol-
jeroff. Logowskoi ſchießt auf Pobedonoszew. Fortgeſetzte Uni-
verſitäts Unruhen und Demonſtrationen den ganzen Monat
hindurch. Am 19. Februar, dem Tage der Bauernbefreiung,
große Straßen Demonſtrationen, beſonders in Charkow, wo
200 Perſonen verhaftet wurden. Jn Petersburg richten die
Schutzleute, Dworniks und Koſaken eine furchtbare Metzelei
unter den Demonſtranten an. Zahlloſe Verhaftungen und
Studentenrelegierungen. Am 23. und 24. Februar abermals
StudentenDemonſtrationen in Moskau. Auch Arbeiter nehmen
an der Straßenkundgebung teil.

Abends des gleichen Tages wird die Demonſtration in noch
größerem Umfange wiederholt. Am 25. Februar tritt das
Volk nicht mehr zu Tauſenden ſondern zu Zehntauſenden zu-
ſammen. Die Boulevards und Plätze im Zentrum der Stadt
ſind von den Maſſen überflutet. Nur mit Mühe gelingt es
den Schutzleuten und Koſaken, der Menge, die ſich teilt und in
Haufen von mehreren Tauſenden durch verſchiedene Straßen
zieht, Herr zu werden. An den nächſten Tagen dauern die
Demonſtrationen in kleinerem Umfange fort.

März. Am 1. März Demonſtrationen mehrerer Tauſend
Studenten in Petersburg. Das brutale Verfahren der Polizei
und Koſaken bei der Unterdrückung dieſer Kundgebung erweckt
ſtürmiſche Proteſte im ganzen Lande. Die angeſehenſten ruſſi-
ſchen Schriftſteller, vierzig an der Zahl, unterzeichnen eine
Proteſtpetition an den Zaren viele von ihnen werden ver-
haftet, die meiſten auf längere Zeit aus den Reſidenzen ent-fernt Auch einzelne Perſonen von hohem Rang Akade-
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miker, Profeſſoren, Mitglieder des Senats erheben Proteſt
gegen die Brutalitäten der Polizei. Große Straßendemonſtre-
tionen von Arbeitern und Studenten ca. 15000 in Kiew.
Studentenkundgebungen in Kaſan, Tomsk, Riga, Dorpat, War-
ſchau, Odeſſa. Unabhängig von dieſer Bewegung fand am
1. März in Bajaloſtok eine große Arbeiterdemonſtration beim
Leichenbegängnis eines Genoſſen ſtatt.

April und Mai. Trotz der umfaſſendſten Maßregeln der
Polizei, der Abſperrung der Arbeiterviertel uſw., finden in allen
Jnduſtriezentren Maidemonſtrationen ſtatt. Am 7. Mai er-
heben ſich die Arbeiter der Obuchowſchen Stahlhütten bei Peters-
burg. Sie ſammeln ſich in mehreren Tauſenden auf dem
Schlüſſelburger Proſpekt und werfen Polizei und berittene
Mannſchaften wiederholt zurück. Die Bewegung beginnt um
2 Uhr und dauert bis ſpät in den Abend. Um 6 Uhr ver-
einigen ſich mit den Leuten von den Stahlhütten Arbeiter und
Arbeiterinnen aus anderen Fabriken. Alles Aufgebot der
Polizei und Koſaken hilft nichts. Die Demonſtranten ſperren
den Verkehr mit Petersburg ab. Und ſie zerſtreuen ſich nur
nach wiederholten tödlichen Gewehrſalven der herbeigerufenen
Matrofenkompagnie.

Jn den Sommermonaten tritt relative Ruhe ein. Um
ſo eifriger ſind Polizei und Gendarmerie an der Arbeit. Zahl-
loſe Hausſuchungen, Verhaftungen, Verbannungen. Die Regie-
rung erneuert den Belagerungszuſtand in den Gouvernements
Petersburg, Moskau, Charkow, Ekaterinoslaw, Kiew, Podolien
und Wolynien, in den Stadtpräfekturen Petersburg, Odeſſa
und in einer großen Anzahl Regierungsbezirke, einzelner Städte
und ſelbſt Dörfer ſie verhängt zum erſten Mal den verſchärf
ten Belagerungszuſtand über die Städte Tiflis und Baku nebſt
zwei Regierungsbezirken des Gouvernements Wladimir und
noch drei einzelne Städte und Ortſchaften.

Zahlreiche Streiks, die in Rußland ſchon deshalb als poli
tiſche Kundgebung zu gelten haben, weil ſie verboten ſind, die
wir aber unmöglich alle aufzählen können, ſetzen ſich auch durch
den ganzen Sommer fort.

Jm September giebt es eine Straßenkundgebung in
Kiſchinew.

Oktober. Jn Petersburg veranſtalten ca. 1000 Maurer
eine Straßenkundgebung. Am 11. große Straßenkundgebung
an der Univerſität Kiew es wird ein politiſches Programm
entworfen. Am 15. Studentendemonſtrationen in Moskau
große Polizeiſchlacht. Am 24. große Demonſtrationen am Poly-
n in Kiew es werden Beſchlüſſe gegen die Regierung

efaßt.8 November. Fortgeſetzte Univerſitätsunruhen in Moskau.

Die Studenten verlangen politiſche Freiheit. Straßen
demonſtrationen in Minsk. Jn Niſchni-Nowgorod Volkskund-
gebung anläßlich der Ausweiſung von M. Gorky. Desgleichen
in Moskau. Univerſitätsunruhen in Petersburg, in Kiew,
Charkow, Riga ſie tragen einen ausgeſprochen politiſchen
Charakter, Tauſende von Studenten nahmen daran teil, Be-
ſchlüſſe werden gefaßt, ſich mit den Arbeitern zu Erkämpfung
der politiſchen Freiheit zu vereinigen. Weitere Straßenkund-
ebungen in Moskau. Am 24. Straßendemonſtrationen der

Studenten in Riga. Am 28. und 29. große Straßendemon-

50] (Nachdr. verb.)Am die Frreiheit.
Geſchichtlicher Roman aus dem Deutſchen Bauernkrieg 1525

von Robert Schweichel.

u Brettheim fanden die Ankömmlinge bereits die Ge-
meinde verſammelt und wurden von ihr mit großem Freuden-
geſchrei begrüßt. Gemeinſam lagerte man auf der Wieſe beidem anſehnlichen Dorfe. Brot und Wein wurden herbei-
eſchafft und man aß und trank einander in kampffroherSkinmnimg zu. Der lange Lienhart war auch dort und er und

Lorenz Metzler wurden von dem Brettheimer Haufen zu Haupt-
leuten erwählt. Nachdem alle ſatt waren, hieß Simon Neuffer
ſie einen Ring bilden, trat in die Mitte und ſagte ihnen, daß
IJckelſamer aus Ohrenbach nunmehr die zwölf Artikel verleſen
würde, welche ſeien die gründlichen und rechten Hauptartikelaller Bauerſchaften und interſaſſen der geiſtlichen und welt-
lichen Obrigkeiten, von welchen ſie ganz hart und hoch beſchwert
würden.

Nicht lauter Zuruf, ſondern erwartungsvolle Stille begrüßte
den jungen Gemeindeſchreiber, als er nun das Büchlein hervor-
zog und zu leſen begann. Viele hatten wohl ſchon von den
zwölf Artikeln gehört, etliche ſie auch geleſen. Alle lauſchten
mit angehaltenem Atem. Das Manifeſt klagte zunächſt überuralte Veſchwerden und forderte die Freiheit der Jagd, des
Fiſchens, der Holzung und Beſeitigung des Wildſchadens. Es
verlangte ferner die Abſtellung der Fronden, der drückenden
Steuern, unparteiiſche Handhabung des Rechts. Ein dritter
Teil endlich betraf die Lehre von der evangeliſchen Freiheit,
die Aufhebung der Leibeigenſchaft, des Todfalles und des kleinen

ehnten. Zum Schluſſe erbot ſich die Bauernſchaft, auf jede
Forderung zu verzichten, welche nicht mit der Heiligen Schrift
übereinſtimmen ſollte.

Nach beendigter Vorleſung nahm Simon Neuffer wieder das
Wort und ſprach: „Es kann niemand wieder uns aufſtehen,
Jhr lieben Brüder, und ſagen, daß wir ausverſchämt ſind in
dem, was wir fordern.
nach all dem Harten, was

ichts wollen wir als Gerechtigkeit
wir bislang haben dulden müſſen

und haben es niemand klagen können, als der Sonne, die dort
oben auch heut' uns gehört hat. Auch hat der Dr. Martin
Luther, dem die Oberſchwaben die Artikel zugeſchickt haben, die
Herren ermahnt, daß ſie Gerechtigkeit üben ſollten gegen uns
und hat's angenommen, im Schiedsgericht über unſere Klagen
zu ſitzen. Was hat es geholfen Nix als daß, wo etwan die
Herren ſich auf Verhandlungen mit ihren armen Leuten ein-
gelaſſen haben, es bloß zum Schein geſchehen iſt, um ſie hin
uhalten und über ſie zu fallen, alsbald ſie ſich ſtark genugfühlten So einer noch ein anderes Mittel weiß, uns aus der

jammervollen Knechtſchaft zu erretten, ohne daß wir uns mit
Gewalt wider die Gewalt erheben, der ſag's!“

Ein vielhundertſtimmiges „Nein!“ erbrauſte.
„Alſo, lieben Brüder, fuhr Simon fort, „wir haben der

Welt hingegeben unſere harte Beſchwernis und unſere For-
derungen. Darin ſind wir armen Leute einig vom Rhein bis
an den Böhmerwald und durch das ganze Land Tirol. Das
iſt die Kette, die uns alle zuſammenſchließt. Die zwölf Artikel,
das iſt der Bundſchuh von uns allen. So laſſet uns denn
ſchwören, daß wir ihm folgen und unſere Wehren nit eher
aus der Hand legen wollen, als bis unſere Beſchwerden ab-
en ſind und aufgerichtet iſt die evangeliſche Freiheit.“ Er
chloß, indem er die Schwurfinger der Rechten gen Himmel

ſtreckte: „Jch ſchwör' es bei Gott, dem Allmächtigen
Da hoben alle die Hände auf und ſchworen wie er, ſchlugen

klirrend ihre Wehren ßegen einander und zum Himmel donnerteder Ruf: J Vundſchuh
Unterdeſſen ſaß zu Rothenburg der Jnnere Rat in Sorgen

beiſammen. Der geſrige Tumult war wenig geeignet, der
Mitteilung, mit der Albrecht von Adelsheim von den Bauern
zurückkam, große Glaubwürdigkeit zu verleihen, und zudem traf
gegen mittag ein Bote ein, der ſie das Schlimmſte befürchten
ließ. Dieſer Bote überbrachte ein Schreiben des Pfarrers
Bockel, der, n Apollonia aus ſeiner geiſtigen Träg-
heit aufgerüttelt, über die attierrge en Ohrenbach umſtändlich
berichtete. Die Feder war in die Galle des Weibes und des
Pfaffen über die Knauſerei und ger der Bauern ger
und malte inſonderheit mit giftiger Schwärze die beiden Dorf-
meiſter und den Gemeindeſchreiber. ß

„Völker wie Kinder durch Schläge zu ſtillen, ſtatt ihren Be
dürfniſſen abzuhelfen, iſt den väterlichen Regierungen von jeher
als der höchſte Gipfel der Weisheit erſchienen. Demgemäß er-

ließ der Jnnere Rat an die aufgeſtandenen Gemeinden ſtrenge
Gebotsbriefe, welche die Bauern bei ihrem Unterthaneneid, bei
dem kaiſerlichen Landfrieden. und dem Evangelium ermahnten,
von jeglichem Aufruhr abzuſtehen. Ehrenfried Kumpf redete
ihnen nicht zum Nutzen, ſich ſelbſt aber a Schaden, indem erbegehrte, bat den ſtrengen Briefen die Aufforderung angehängt

werden ſollte, ſo die Bauern Grund zur Klage zu haben ver-
meinten, ſollten ſie dieſelbe an den Rat bringen. Die Herren
ließen ihn nicht einmal ausſprechen.

„Allzu lange ſchon hat ein Rat Milde geübt,“ rief Konrad
Eberhard, und noch ſelbigen Tages erhielt ſeine Anſicht eine
wuchtige Unterſtützung. Denn als die Herren nach der Unruhe
und Arbeit ſich abends auf der Trinkſtube beim Wein erholten,
ward ein Bote zu ihnen hereingeführt, der den erſten Bürger
meiſter vergebens in ſeinem Hauſe aufgeſucht hatte. Der nicht
mehr junge Mann, der ſich den Herren mit feiner Artigkeit
vorſtellte, war der Geheimſchreiber des Markgrafen Kaſimir,
von dem er ein eigenhändiges Schreiben überbrachte. Der
Markgraf bot darin dem Rat ſeine Hilfe an und riet ihm, den
Aufruhr ſofort mit Gewalt zu unterdrücken, ehe er mächtiwürde. Wie er ſchrieb, hätten ſich die Bauern von aſſelbach

unter dem Vorwande, einen Wurſthof zu halten, in der Faſt-
nacht zuſammengerottet, wie vor etlichen Jahren die Bauern
des Remsthales zu dem armen Konrad. Da habe er an 60
Reiter hingeſchickt, die ſie durch die r gehauen hätten, daß
ſie Mordio ſchrien und gelobten, ſich niemals wieder zu einem
Wurſthof zuſammenthun zu wollen. Der Rat von Rothenburg
ſollte beizeiten ebenſo verfahren.

Erasmus von Muslor erſuchte den Geheimſchreiber, in einem
Nebengemach zu derweil der Rat über die Antwort
ſich ſchlüſſig machte. Damit ihm die Zeit nicht lang werde,
ließ der Rat ihm vom beſten Weine der Trinkſtube ſchänken.
Anton Graber, ſo hieß der Geheimſchreiber, brauchte nicht arg
zu warten. Der Rat lehnte die angebotene Hilfe dankend ab;
er wollte erſt in Güte zu handeln verſuchen, und der Geheim
ſchreiber ſchied mit der Verſicherung, daß der Rat ſtets auf
die Waffenhilfe des Markgrafen von Ansbach zählen dürfe
Eile thäte um ſo dringender not, als die Bauern in der Gegend
von Uim, in Oberſchwaben und im Schwarzwalde ſich bereits
offen empört hätten. Er verließ jedoch nicht unmittelbar die
Stadt, ſondern ſchickte den Reitknecht, der mit ſeinem Pferde



ſtrationen der Studenten und des Volkes in Charkow; c
waltige Arbeitermaſſen nehmen daran teil 12 bis 15
Demoönſtranten. Das Ende, wie in allen Fällen, furchtbare
Maſſakrierung durch die Koſaken.

Dezember. Jn Charkow kommt es am 3. Dezember aber-
mals zu einer Maſſendemonſtration. Kleinere Demonſtrationen
finden ſtatt: in Odeſſa, Schitomir, Krinki, Ekaterinoslaw. Die
Regierung verhängt den verſchärften Belagerungszuſtand über
folgende weitere Orte: Riga, Dorpat, Minsk, Dwinsk, Witebsk,
Bieloſtok, Niſchni-Nowgorod, Kaſan, Tomsk, Jaroslaw, Sſara-
tow, Poltawa, Kiſchinew und das Gouvernement Wilna. Das
iſt die offizielle Anerkennung der Thatſache, daß das ganze
Land ſich in Aufruhr befinde.

Dieſe Aufzählung der Demonſtrationen vom r 1901erhebt ſelbſtverſtändlich nicht den geringſten Anſpru auf Voll

ſtändigkeit bei den bekannten ruſſiſchen Zenſurverhältniſſen
gelangt nur das Wenigſte in die Oeffentlichkeit.

Das Jahr 1902 begann nicht minder ſtürmiſch. Wir hatten
die Erſchießung des Miniſters Sſipjagin und das Attentat auf
den Gouverneur von Wahl. Die Univerſitätsunruhen dauern
fort, ſie tragen einen offen revolutionären Charakter. Straßen-
demonſtrationen gab es: in Kiew (mehrmals), in Petersburg
(mehrmals, worunter beſonders bemerkenswert Polizeiſchlacht
im Volkshaus und die große Maſſendemonſtration am 3. März),
Poltawa, Kreslawl, Odeſſa, Roſtoff am Don, Ekotarinoslaw,
Minsk, Dorpat, Warſchau. Es kam zu großen Straßentumulten
in Helſingfors anläßlich der finnländiſchen Aushebung. Bauern-
unruhen wurden aus dem Gouvernement Mogileff und im
Gouvernement Wilna (hier ſollen nach der Meldung der Mos-
kowsi Wijedomoſti 50000 deutſche Koloniſten wie ein Mann
ſich erhoben haben) gemeldet. Schließlich die große Bauern-
revolte im ſüdlichen Hungergebiet.

So geht es in einem fort. Es iſt keine Revolution, aber es
iſt die Aufhebung des Staatsverbands, es ſind anarchiſche
Zuſtände. Und das Ende Der deutſchen Märzrevolution ging
ein Jena voraus, den Reformen Alexander II. der Krimkrieg;
in ihrem Kampf gegen den Umſturz arbeitet die zariſche Regie-
rung auf ein ruſſiſches Jena, auf ein neues Auſterlitz und ein
neues Sebaſtopol hin. Einen kräftigen Stoß von außen hält
das in innern Kämpfen ſich aufzehrende Zarenreich nicht mehr
aus und dann wird die große Rechnung der Romanoffs
aufgemacht!

Zum Zollkrieg.
Jn der Zollkommiſſion wurden geſtern die Zölle der

Poſitionen 245—249 erledigt. Sie behandeln Wachs, Wichſe,
Fette, Seifen ſowie mehrere mineraliſche Stoffe und Produkte.
Die Zollſätze wurden meiſt nach der Regierungsvorlage ange-
nommen. Bei Kereſin und Paraffinpapier ſetzte das Zentrum
mit Rückſicht auf die Kirchenkerzen eine Zollermäßigung von
10 auf 6 M. pro Doppelzentner durch.

Der Vorſitzende Rettich verſtand es gleich in der erſten
Sitzung wieder, ſich gründlich zu blamieren. Er behauptete,
die deutſchen Landwirte würden „mit nichts ſo arg wie mit
Wagenſchmiere angeſchmiert, die als Schundware aus dem Aus-
lande einſtröme“, während doch ſtatiſtiſch feſtgeſtellt iſt, daß ge-
rade bei Wagenſchmiere fremde Einfuhr ſo gut wie gar nicht
in Frage kommt.

Und das ſind die Führer des Zollwuchers!

Tagesgeſchichte.
Halle, 28. Mai.

Preußiſcher Landtag.
Das Abgeordnetenhaus hatte in ſeiner geſtrigen Sitzung,

der erſten nach den Pfingſtferien, ſo etwas wie einen „großen
Tag“, wenigſtens wieſen das gutbeſuchte Haus, die überfüllten
Tribünen und die mit Miniſtern und Kommiſſaren reich gar-
nierten Regierungstiſche darauf hin, daß Ungewöhnliches im
Werke war. Jn der That iſt eine Viertelmilliarde um ſo
viel handelt es ſich bei der neuen großen Polen vorlage
keine Kleinigkeit in einer Zeit der finanziellen Depreſſion, in
der man ſich bei allen ſozialen Forderungen ſo gern auf den
Zwang zur Sparſamkeit beruft. Von den 250 Millionen, die
der Geſetzentwurf „betr. Maßnahmen zur Stärkung des
Deutſchtums in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen“
verlangt, ſollen 150 Millionen zur Vermehrung des Fonds der
Anſiedelungskommiſſion dienen, die übrigen 100 Millionen zur
Vermehrung des Domänenbeſitzes und zu Aufforſtungen in
Poſen und Weſtpreußen. Jn Wirklichkeit bedeutet die Vorlage,
indem ſie in der preußiſchen Polenpolitik den Schein der
Energie und Konſequenz vortäuſcht, das ſchlimmſte Eingeſtänd-
nis der Schwäche; durch neue rieſenhafte Aufwendungen ſucht
man in der Art va banqueée ſpielender Bankdirektoren das vor-
hergegangene Fiasko der Anſiedelungspolitik zu verkleiſtern und
zu vertuſchen, um ſo ein Land gewaltſam „aufzukaufen“, das
man politiſch längſt erobert hat, von deſſen moraliſcher und
kultureller Eroberung aber man entfernter iſt denn je.

V x

vor der Trinkſtube wartete, an das innere Röderthor voraus
und trat ſelbſt in das Haus Stephans von Menzingen.

Dieſer ſah den Geheimſchreiber mit höchſtem Erſtaunen in
ſeine Stube treten. Anton Graber erklärte ihm kurz, mit
welchem Auftrage der Markgraf ihn an den Rat geſchickt hätte
und ging auf den Zweck ſeines Beſuches über: „Jch habe Euch
Herr Ritter,“ ſo äußerte er, „vor allen Dingen der fort-
dauernden Huld Seiner fürſtlichen Gnaden, des Herrn Mark-
grafen zu verſichern. Das kaiſerliche Kammergericht iſt auf
ſeinen Befehl durch mich mit allen Dokumenten, Schriften und
Ausſagen verſehen, die in dem häßlichen Creglinger Handel Euch
günſtig ſein können.“ Stephan von Menzingen dankte ihm mit
einem Händedruck und er fuhr fort: „Nicht mir, ſondern Sr.
Gnaden müſſet Jhr danken, die einen treuen Diener nie ver-
geſſen. Jn dieſen ſchweren Zeitläuften wiegt ein guter Rat
ſchwerer als Gold.“

Ritter Stephan legte die Hand auf die Bruſt und verſicherte,
daß ſein gnädigſter Herr zu Onolzbach über ihn gebieten könne.
„Obwohl mein Rat kaum von Gewicht ſein kann, wo Se. fürſt-
liche Hoheit über ſo fürtreffliche Köpfe wie den Euren gebietet,
Herr Graber,“ fügte er hinzu, und der Geheimſchreiber verſetzte,
indem er ſeinen kalten Mienen ein Lächeln aufzwang: „Jhr
müſſet es meiner Armut anrechnen, Herr Ritter, daß ich auf
die feine Münze Eurer Schmeichelei nicht Euren großen Ver-
dienſten gemäß herauszugeben vermag. Doch geſtattet, daß ich
fortfahrel Für mich unterliegt es kaum einem Zweifel, daß der
Rat aus eigener Kraft den Aufruhr niederzuſchlagen nicht ver
mögend iſt. Warum lehnt er den Beiſtand meines gnädigen
Herrn ab

„Timeo Danaos et dona ferentes. Die Hilfe Sr. Gnaden
dünket den Rat ein Dangergeſchenk,“ erwiderte Herr Stephan
mit einem Lächeln unter ſeinem emporgekräuſelten Schnurr-
barte. „Gerufen iſt der Herr Markgraf ja bald, aber wie man
Se. fürſtliche Hoheit wieder los wird, das iſt eine andere
Frage. Der Rat wählet daher von zwei Uebeln dasjenige, was
ihm das geringere erſcheint.

„Jch dachte es,“ rief der Geheimſchreiber. „Aber das Ge-
ſamtwohl der Herren heiſcht ein raſches Erſticken der Empörung.
Dieſe ſogenannten freien Städte mit ihrem Krämerregiment
ſind ein Pfahl im Fleiſch des Reiches.“

Mit dem Wohl der Bürgerſchaft iſt das Regiment der Ge-
zchlechter freilich ſchwer vereinbar,“ ſprach Stephan von Men

zingen nachdenklich. „Um den Ruin von ihr abzuwenden,

Graf Bülow, der die Verhandlungeneinleitete, mochte die S ar ſition emp
ſprach nervöſer und weniger wirkſam als ſonſt, und ſeine üb-
lichen Redewendungen vom notwendigen Schutz der „nationalen

5W von Maßnahmen „im Jntereſſe der Sicherheit und

einer Rede
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ntegrität der Monarchie wirkten abgeſtanden und erkünſtelt.
as will es beſagen, wenn der Miniſterpräſident 2 für einen
ind der Politik der Polizeiſchikanen und der Nadelſtiche er

iärt und in demſelben Atemzuge ein Geſetz verteidigt, Was
offen zugeſtandener Zweck die Verdrängung und Benachteili-
ung von 3 Millionen deutſchen Staatsbürgern iſt GrafBülow ſpielte recht eifrig die Rolle des ſtarken Mannes, rief

emphatiſch aus, er werde alle Beſtrebungen auf Abänderung
beſtehender ſtagtsrechtlicher Verhältniſſe rückſichtslos unter
drücken, und pries begeiſtert die Erhaltung deutſcher Sitte und
Art unter dem Szepter der Hohenzollern aber er vermochte
doch nicht recht zu verhehlen, daß ihm bei dieſer ſeltenen Art
von innerer Koloniſation ſelbſt nicht recht geheuer war. Seine
Behauptung die bisherige Anſiedelungspolitik habe ſich gut
bewährt, wirkte angeſichts des offenkundigen Mißerfolges dieſer
Politik geradezu burlesk, und ebenſo verünglückt war ſein Ver
ſuch, die Vorlage als eine Fortſetzung der Bismarckſchen An
ſiedelungspraxis von 1886 erſcheinen zu laſſen. Damals wurde
der Ankauf und die Aufteilung des Großgrundbeſitzes in den
Provinzen Poſen und Weſtpreußen als das erſtrebenswerte
Ziel bezeichnet, heute will man im Gegenteil den bankerotten
Grundbeſitz und den Domänenbeſitz des Staates ſo weit wie
möglich erhalten und vermehren. Zum Schluß kündigte Graf
Bülow an, daß die ViertelmilliardenVorlage nur das erſte
Kapital der romantiſchen Antipolenpolitik des neueſten Kurſes
ſein werde; weitere Großthaten zur Vernichtung der ſtaats-
gefährlichen „großpolniſchen Agitation ſollen folgen. So W
im nächſten Jahre den mittleren und kleineren Beamten ſowie
den Volksſchullehrern in jenen Landesteilen beſondere Zulagen
gewährt werden. Ob dieſe auch die Höhe einer Viertelmilliarde
erreichen werden

Die Debatte verlief ruhiger, als man erwarten durfte, haupt-
ſächlich infolge der Taktik der polniſchen Abgeordneten, die, nach-
dem Abg. Dr. Szumann in einer ſchriftlich fixierten Erklä-
rung die Vorlage als ein Ausnahmegeſetz und eine Verletzung
von Verfaſſung und Moral charakteriſiert hatte, demonſtrativ
den Saal verließen und ſich an der Verhandlung nicht weiter
beteiligten. Der Zentrumsabgeordnete Fritzen erklärte ſich
namens ſeiner Partei gleichfalls gegen die Vorlage, die eine
Ungerechtigkeit gegen die Polen bedeute und eine Proteſtanti-
ſierung des Oſtens befürchten laſſe. Die Parteien der Rechten
und die Nationalliberalen dagegen machten natürlich kritiklos
die antipolniſche Auskaufspolitik mit. Der Sprecher der Kon-
ſervativen, Abg. Dr. Wolff-Gorki, war agrariſchnaiv genug,
die 250 Millionen als hochwillkommene Schätze zur Stärkung
des öſtlichen Großgrundbeſitzes zu begrüßen und die Anſiede-
lungs- Kommiſſion zu erſuchen, beim Ankauf von Gütern nur ja
nicht kleinlich und „bureaukratiſch“ zu verfahren. Auf 20000
Märkerchen dürfe es ihr gar nicht ankommen. Und ſolche Herr-
ſchaften wagen über die „Begehrlichkeit“ der Arbeiter zu räſon-
nieren! Abg. v. Tiedemann (freikonſ.) und Dr. Sattler
(natl.) ſchwelgten in den ſattſam bekannten „nationalen“

Eine gute und ausgiebige Kritik der Vorlage lieferte Abg.
Richter, der, auf ein zuverläſſiges Material geſtützt, das
Fiasko der Anſiedelungskommiſſion draſtiſch darlegte, das
Thörichte aller Ausnahmegeſetze am Beiſpiel des Sozialiſten
geſetzes eremplifizierte und ſchlagend nachwies, wie die angeb
liche Stärkung des Deutſchtums ſich bis jetzt immer in ihr
direktes Gegenteil verkehrt hat dank der geſchickten Taktik der
Polen, deren nationale Energie durch derartige Gewaltmaß-
regeln zu immer größerer Widerſtandskraft gereizt werden müſſe.
Auch das Leichtfertige, Fahrige der Begründung des Entwurfs
wurde von Richter genügend beleuchtet.

Finanzminiſter Frhr. v. Rheinbaben, der ihm antwortete,
hatte nur einige große Worte auf Lager, die nichts beſagten;
um den Nachweis, daß bei der ungünſtigen re eine
s Rieſenausgabe zu rechtfertigen ſei, drückte er ſich vollkommen
jerum.
Für die rig Vereinigung ſprach Abg. Ehlers ohne
beſondere Entſchiedenheit gegen die Vorlage ſeine Partei will
in der Kommiſſion prüfen, ob nicht noch Abſtriche an den in der
Vorlage enthaltenen Summen zu machen ſind, und „nicht von
vornherein“ auf den Boden der Bewilligung der 250 Millionen
treten.
Ein Schlußantrag machte der raſch abflauenden Debatte ein
Ende; die Vorlage wurde an eine Kommiſſion von 21 Mit-
gliedern verwieſen.

Am Mittwoch ſtehen verſchiedene erſte Leſungen auf der
Tagesordnung: Main-Neckar-Bahn, Befähigung zum höheren
ne tunngsdienſt und Ausführungsgeſetz zum Fleiſchſchau-

eſetz.

„Wegen ſchwerer Beleidigung hochgeſtellter
Beamten,

nämlich des Herrn Kriegsminiſters und des Herrn Juſtiz-
miniſters, ſowie der Juriſten des Deutſchen Reiches durch ein
offenes Schreiben an Se. Exzellenz den Kanzler des Deutſchen
Reiches, Herren Grafen von Bülow“ iſt gegen den Kieler
Profeſſor Lehmann-Hohenberg das Disziplinar-Ver-
fahren eingeleitet worden. Profeſſor Lehmann hat einen
Rechtsbund gegen Uebergriffe der Juriſten und zum Schutze
der durch unſer Rechtsweſen Vergewaltigten gegründet und

nden er liegen ſcheint. So hat er ſich auch mit der everfolgt alle Fälle, in denen ihm eine e
blind geſchoſſenen Artilleriehauptmanns Luth mer befaßt, deſſen
Fall auch kürzlich von unſerem Genoſſen Bebel im Reichstage
ur Sprache gebracht wurde. Wir haben eine ausführliche

Schilderung des Falles in dem Artikel: Die beſondere Offi
ziersehre in der Nummer des Volksblattes vom 13. Mai ge

eben.8 Profeſſor Lehmann hat ſich in der Anger gut Luthmer

an den Reichskanzler mit einem offenen Schreiben gewandt,
in dem mit dem preußiſchen Kriegsminiſter nicht beſonders
limpflich verfahren wurde. Auf Grund dieſes Schreibens hatKultusminiſter Studt angeordnet, daß gegen Profeſſor Lehmann

das förmliche r e eingeleitet werde. Die Be-
gründung enthält den oben angeführtenProfeſſor LehmannHohenberg wird an ſeinem eigenem Leibe

die rn machen müſſen, die vor ihm ſchon ſo mancher
ſozialdemokratiſche Preßſünder kennen gelernt hat, daß man
nicht ungeſtraft an den geheiligten Inſtitutionen des Milita-
rismus und der Bureaufratie rütteln darf.

Der Schiffahrts-Truft von Morgans Gnaden.
Die Hamburg-Amerikaniſche Paketfahrt Aktiengeſellſchaft ver

öffentlicht in einem Rundſchreiben an ihre Aktionäre die Haupt-
abmachungen, die zwiſchen ihr und dem Morganſchen Schiffahrts-
truſt getroffen ſind. So weit die Mitteilungen reichen, beweiſen
ſ daß der Hamburg-AmerikaLinie nicht nur weſentliche Be
chränkungen auferlegt ſind, ſondern, daß auch von einer eigent

lichen Selbſtändigkeit beider Linien kaum mehr die Rede ſein
kann. Bedenklich vor allem iſt die Beſtimmung, derzufolge
ſich hinſichtlich ihres Verkehrs nach engliſchen Häfen die deutſchen
Linien innerhalb „gewiſſer Grenzen“ zu halten haben. Es ſind
dieſe gewiſſen Grenzen zwar nicht genannt; man darf aber
wohl gerade aus dieſer Unterlaſſung folgern, daß es ſich um
ein Wegbleiben von den wichtigeren Häfen Süd Englands han-
delt, vielleicht mit Ausnahme Southamptons. Der Abſatz, in
dem von einer Einbeziehung britiſcher Häfen geſprochen wird,
wohin der Truſt von England aus nicht r Verbindungen
unterhält, läßt ſogar die Deutung zu, daß auch der Verkehr
nach gewiſſen außerhalb Englands gelegenen britiſchen Häfen,
alſo in den britiſchen Beſitzungen, den beiden deutſchen Linien
verwehrt iſt. Auch die Beſtimmung, daß die Schiffe der Ham-
burgAmerika-Linie und des Lloyd auf ihrer Fahrt nach Nord-
amerika belgiſche S künftig nicht berühren dürfen, bildet
eine weſentliche Einſchränkung. Der Abſatz, daß eine Ver-
einbarung über die Frachtraten „vorläufig“ nicht in Ausſicht
genommen iſt, dürfte lediglich zur Beſchwichtigung für die aus
induſtriellen Kreiſen geäußerten Bedenken beſtimmt ſein, daß
der Truſt die Frachtpreiſe erheblich erhöhen werde.

Jm Deutſchen Reichstage will Graf Kanitz die Regierung
über den Schiffahrtstruſt interpellieren. Es ſollen, wie die
Kreuzztg. mitteilt, namentlich nähere Mitteilungen über die von
deutſchen Schiffahrtsgeſellſchaften mit dieſem Truſt getroffenen
Vereinbarungen, ſo weit angängig, erbeten werden. Gehofft
wird ferner, daß bei dieſer Gelegenheit auch die Haltung, die
man in Regierungskreiſen dem Schiffahrtstruſt gegenüber ein
zunehmen gedenkt, die allſeitig gewünſchte Klärung erfahren
wird. Die Kreuzzeitung hegt nur Befürchtungen vor allzubilligen Frachten r amerikaniſche induſtrielle und landwirt-

ſchaftliche Produkte. Die Deutſche Tageszeitung ſteht der Truſt
frage noch unſympathiſcher gegenüber.

Die Zuckerkommiſſion
wurde ſich geſtern ſchlüſſig über die geſchäftliche Behandlung
der Vorlage. Die Beratung der Konvention ſchritt bis zum
vierten Artikel vor. Nach ihrer Erledigung ſoll zunächſt über
das Zuckerſteuergeſetz in zwei Leſungen beraten werden und
dann erſt die Abſtimmung erfolgen.

Der ſozialdemokratiſche Geſetzentwurf über die Er
richtung einer Arbeitskammer iſt von der Sonderkommiſſion

der Zweiten Kammer des Badiſchen Landtages ab-
gelehnt worden. Neben dem Vertreter der ſozialdemokratiſchen
Fraktion ſelbſt war nur das demokratiſche Kommiſſionsmitglied
mit dem Antrag im Prinzip einverſtanden. Die Zentrumsleute
ſuchten durch den bequemen Einwand, es ſei rechtlich unan-
gängig, dieſe Frage auf dem Wege der einzelſtaatlichen Geſetz
gebung zu löſen, um die Sache herumzukommen. Auch in dieſem
Falle zeigten ſie ſich miniſterieller als der Miniſter ſelbſt, der
die von dem Zentrumsjuriſten Landgerichtsdirektor Zehnter er
hobenen ſtaatsrechtlichen Bedenken als unbegründet erklärte
Dem Wunſch der nationalliberalen und klerikalen Mehrheits
parteien, unſre Fraktion möge den Antrag angeſichts ſeiner Aus
ſichtsloſigkeit noch vor der Beratung im Plenum zurückziehen,
wird kaum entſprochen werden. Die klerikalen „Volksfreunde“
werden von uns vielmehr gezwungen werden, in der Zweiten
Kammer vor dem Forum des ganzes Landes hinſichtlich ihrer
„Arbeiterfreundlichkeit“ Farbe zu bekennen.

braucht es eine ſtarke Hand, die durch keine Vetterſchafts-
rückſichten gebunden iſt, und das Geſamtwohl bleibt höchſtes Geſetz.“

„Unleugbar! Und Euer Rat, Herr von Menzingen
Dieſer ſchloß die Augen und ſtrich langſam ſeinen Knebelbart.

Erſt nach einer langen Weile, während der Anton Graber ge
duldig gewartet hatte, begann er, anfangs noch mit geſchloſſenen
Augen, zu ſprechen, und ſagte: „Das Gute, ſo wünſchenswert
es ſei, iſt gewöhnlich nicht leicht zu erlangen. Der Augenblick
wäre ſchlecht gewählt, um eingewurzelte Uebel mit dem Eiſen
heilen zu wollen, da Medikamente nichts verfangen. Geduld,
Herr Geheimſchreiber, Geduld! Möge der Markgraf nicht er
müden, ſeine bewaffnete Hilfe dem Rate anzubieten. Denn der
Zeitpunkt dürfte nicht allzu fern ſein, wo der bedrängte Rat
dankbar die dargereichte Hand ergreifen muß.“
„Mir ſcheint, daß Euer Rat das Rechte trifft,“ antwortete

Anton Graber nach einigem Beſinnen. „Nehmet einſtweilen
mit meinem Danke fürlieb, Herr Ritter. Und itzt lebet wohl,
Dank ein längeres Verweilen in der Stadt Verdacht erregen

önnte.“
„Leget Sr. fürſtlichen Gnaden meine Ergebenheit zu Füßzen,Herr Graber,“ erſuchte Ritter Stephan den Schadenden. Alle

geblieben, blies er die Backen auf und nickte langſam einige
Male mit dem Kopfe. Er war zufrieden.

Nichts von dieſem Gefühl verriet ſich in den Mienen der
dreizehn Mitglieder vom Jnnern Rate, die am nächſten Tage
nach den Mitteln ſuchten, um mit den Bauern in Güte zu
handeln. Die Vorſicht zwang ſie dazu, denn die Bauernſchaft
Rothenburgs konnte nicht nur 700 bis 800 Mann, die vollſtändig
kriegsgerüſtet und waffenkundig waren, ins Feld führen, ſon
dern ſie beſaß auch an ihren mit Dornen und Palliſaden um
hegten Dörfern und in den ummauerten Kirchhöfen wahre
Feſtungen. Nun war die Bürgerſchaft zwar nicht minder tapfer
und hatte in ihren Zunfthäuſern reichlich gefüllte Waffen-
kammern, allein ſeit der Aechtung Deutſchlins und Dr. Karl
ſtadts Grabrede war das Vertrauen des Rates in ſie in ein
bedenkliches Schwanken geraten. Dazu liefen, wie ſtets in
aufgeregten Zeiten, die unheimlichſten Gerüchte um. Man
wollte von Verſchwörungen wiſſen, die nichts geringeres be-
zweckten, als die r ſämtlicher Ratsherren, und das
ſchlechte Gewiſſen erzeugte die gläubige Furcht. Ehrenfried
Kumpf lachte die Herren aus. „Führet die Reformation ein,“

rief er ihnen zu, „und aller Zwieſpalt iſt ausgeglichen, alle
Mißhelligkeit vergeſſen.“ Aber die Mehrzahl des Jnnern Rates
ſträubte ſich auch ietz noch ſo heftig dawider wie je. Da erhob
ſich der Ratsherr Hieronymus Haſſel, ein Mann, auf deſſen
dünnen weißlichen Brauen und la el genge ter Stirn der
Hochmut thronte, zu dem Vorſchlag, die Handwerksknechte für
den Felddienſt um je einen Gulden Sold die Woche aufzu
bieten. Erasmus von Muslor aber riet, ehe man ſich dazu ent
ſerrſſe, erſt die Bürgerſchaft befragen, ob ſie zum Rate
tehen wollte. Zu dem Zwegke ſollte ſie nicht auf einmal, ſon
dern in den ſechs Wachen, in die ſie geordnet war, der Reihe
nach auf das Rathaus berufen werden.Dort im großen Saal ſaßen dann auch nächſten Mor ens
beide Räte vereinigt und den Anfang machte das patri
Viertel, welches die T und den Hauptmarkt umfaßte
als erſte Wache. Mit ihr ſtellte Stephan von Menzingen
ein, obwohl er noch nicht wieder in das Bürgerrecht
genommen war. Jeder einzelne wurde bei e amen auf
gerufen und von dem a Bürgermeiſter bei Pflicht und Ge
wiſſen befragt, ob der Rat auf ſeinen Beiſtand zählen dürfe,um die Empöruug der Bauern zu erſticken Se waren
25 Bürger auf die Seite des Rates getreten, als Stephan laut
ſeine Stimme erhob: „Wo denket Jhr hin Seid Jhr Knechte
oder Bürger Wollet Jhr ohn' Bedacht und Ueberlegung in
Euer Verderben rennen, an Euren
werden Tretet ab, überlegt erſt!“

Die Bürger wurden ſtutzig, ſo ohne war die Mahnung nicht.
Herr Stephan fuhr fort zu rufen „Rausl! Raus Bald war
niemand mehr im Saale als die fünfundzwanzig und vondieſen bat der alte Lienhart Stock: „Jhr Herren, ch bin ein
alter, kranker und tauber Mann, ich kann zu ſolchen Sachen
nichts thun, ich bitt' um Urlaub.“ Damit folgte er den anderen,
die Ritter Stephan in den Ring führte, in dem das Blutgericht

gehalten wurde. (Fortſ. folgt.)

rüdern zu Mördern

Anz. Er teilt ſeinen Leſern mit, daß Rooſevelt in dieſemJahre weder nach nd noch nach Berlin kommen wird.
Der Präſident glaubt, ſeine Tochter bei ihrer großenTu d orderungen, die der Auf innd denund eruin an ſie ſtellen nicht ge

Heiteres.
Einen luſtigen Druckfehler leiſtet d der Koblenzer Gen.

Be



Kaiſers SGommerreiſen. Nach einer Berliner Zeitungs
korreſpondenz wird der Kaiſer dieſen Sommer nur wenige Tage
in Berlin reſp. Potsdam zubringen. Bis zum Oktober wird er
faſt ausſchließlich reiſen. Als Reiſeziele ſind zu nennen:
Marienburg (Einweihungsfeier), Schloß Cadinen, Nürnberg
(Muſeumsfeſt), Bonn, Kiel (Regatta), Norwegen (Nordland-
fahrt), Poſen, Rominten (Jagd), Hubertusſtock (Jagd). Der
zeitweilige Aufenthalt in Berlin iſt durch die Frühjahrsparaden
und den Empfang des Schah von Perſien veranlaßt.

Myſteriöſer Tod eines Deutſchen in der chineſiſchen
Provinz Shantung. Ueber Tſingtau iſt in Berlin die Nach
richt eingetroffen, daß der Jngenieur der deutſchen Geſellſchaft
für Bergbau und Jnduſtrie im Auslande, Schauer, bei Unter-
ſuchung der chineſiſchen Mine Nin Ghai (Oſtſhantung), zwiſchenTſchifu und Weihaiwei gelegen, plötzlich verſtorben ſt Da die

näheren Umſtände dieſes Todes nicht bekannt ſind, iſt eine
amtliche Unterſuchung ſofort eingeleitet worden. Schauer war

perte für Goldabbau und Leiter des Laboratoriums der Ge
ſellſchaft in Tſchifu.

Wieder ein Zuſammenſtoß deutſcher Kriegsſchiffe.
Die Kieler Neueſten Nachrichten melden Am Sonnabend früh
wurde bei den Seilly-Jnſeln bei Nebel der kleine Kreuzer
Amazone vom Linienſchiff Kaiſer Wilhelm II. an Steuerbord-
ſeite vorn unter der Kommandobrücke angerannt. Abteilung 8
der Amazone wurde über und unter dem Achterdeck unter Waſſer
geſetzt. Kaiſer Wilhelm II. erhielt unweſentliche Beſchädigungen
der Außenhaut. Bei dem Zuſammenſtoß wurde niemand ver
letzt. Die Amazone ſetzte in Begleitung der Hela mit 11 See
meilen ſtündlich die Fahrt fort.

Wenn derartige Schiffszuſammenſtöße bei der engliſchen Flotte
vorkommen, ſchwatzt man in Deutſchland gern vom Niedergang
der engliſchen Marine, von der Unfähigkeit der britiſchen See-
offiziere. Die häufigen Kolliſionen bei der deutſchen Flotte
geben aber auch ſehr viel zu denken.

Der Redakteur eines Generalanzeigers wegen
Majeſtätsbeleidigung verhaftet. Der Chefredakteur des
Leipziger Generalanzeigers, Arthur Pleißner, iſt geſtern nach-
mittag, wie die Leipz. Neueſt. Nachr. melden, wegen Majeſtäts-

begangen in einem Artikel ſeines Blattes, verhaftet
worden.

Wegen Majeſtätsbeleidigung hatte ſich vor der Elber-
felder Strafkammer am 23. Mai die Hauſiererin Mathilde
Franken zu verantworten. Die F. war im Beſitz zweier Kaiſer-

bilder. Anläßlich eines Geſpräches, welches die F. mit dem ihr
jetzt feindlich geſinnten Händler Bernhard Sindern im Juli
oder Auguſt v. J. führte, ſoll dieſelbe über die Bilder geſprochen
und hierbei mißfällige Aeußerungen über den Kaiſer gemacht
haben, die Sindern dann der Staatsanwaltſchaft hinterbrachte.
Der Staatsanwalt beantragte 2 Monate Gefängnis. Das
Urteil lautete auf Freiſprechung, weil die fraglichen Aeußerun-
gen verſchiedenartig gedeutet werden konnten. Während der
Verhandlung war die Oeffentlichkeit „wegen Gefährdung der
Staatsſicherheit“ ausgeſchloſſen.

Ausland.
Frankreich. Die Eröffnung der Kammer wird am

1. Juni erfolgen der Senat tritt am 3. Juni zuſammen.
Das Mandat der alten Kammer läuft am 31. Mai ab und
nach der Verfaſſung muß deswegen die Kammer am 1. Juniu Es wird ſich aber nur um eine formelle
Sitzung handeln, in welcher die Bureauwahlen vorgenommen

werden. Gleich nach Wiederzuſammentritt der Kammer wird
die Regierung einen Kredit von fünf Millionen Francs
u gunſten der Hinterbliebenen der Opfer aufMatin grne einbringen, außerdem wird der Kolonialminiſter

einen Antrag ſtellen, den Kindern des umgekommenen Gouver-
neurs eine Jahresrente von 6000 Fres. bis zum 21. Lebens-
jahre auszuſetzen.

Belgien. Das endgiltige Wahlreſultat. Nachdem
die definitiven Wahlziffern jetzt bekannt gemacht ſind, geſtaltet
ſich die neue parlamentariſche Lage wie folgt: Die alte Kammer
zählte 86 Klerikale, 34 Liberale, 34 Sozialiſten und 2 Chriſtlich-
Soziale, während die Regierung bisher bei 152 Deputierten eine
Mehrheit von 20 Stimmen beſaß, iſt dieſe bei den jetzigen
166 Abgeordneten auf 26 Stimmen gewachſen. Die neue
Kammer zählt 94 Klerikale, 36 Sozialiſten 32 Liberale und
2 Chriſtlich-Soziale. Die Sozialiſten gewannen alſo 4 Sitze.
Jn oppoſitionellen Kreiſen wird offen nicht nur von unerhörten
Wahlbeeinfluſſungen ſondern auch von offenkundigen Wahl-
fälſchungen, namentlich in den ländlichen Bezirken, geſprochen.

England. Vaterlandsloſe Geſellen ſind in den Augen
aller guten Patrioten die meiſten der Gemeindevertreter der
Londoner Vorſtadt Batterſea. Die Vorſtadt wird hauptſächlich
von Arbeitern bewohnt und hat den bekannten Arbeiterführer
John Burns ins Parlament geſandt. Die Gemeindevertreter
von Batterſea ſind in ihrer Mehrzahl radikale Demokraten und
Sozialdemokraten. Sie haben es abgelehnt, bei der Krönung

Eduard VII. Feſtlichkeiten zu veranſtalten und weigern ſich
ferner, die von allen Gemeinden geplante Ergebenheitsadreſſe
zu unterzeichnen, in der Seiner britiſchen Majeſtät gewünſchtwird, daß die Regierung derſelben glücklich, geſegnet und lang

ſein möge.
Die Jndianer Kanadas wollen ebenfalls die Freude

Eduards bei der Krönung trüben. Die Londoner Zeitung
Daily Mail berichtet aus Ottawa: Ernſte Unruhen drohen in
Kanada während der Krönung des Königs von England. Der
bedeutende Jndianerſtamm der Jrokeſen droht, den Weißen den
Krieg zu erklären wegen der Haltung der engliſchen Regierungvon Kanada, welche ſch weigerte, den Jndianern ihre Rechte

u wahren. Seit längerer Zeit haben ſich die Jndianer gegen
as Auftreten der weißen Bevölkerung in ihrem Territorium

beklagt, ohne Genugthuung zu erhalten. Auch ihr Häuptling,
der ſogar deshalb nach England gekommen war, wurde ab-
ewieſen. Derſelbe fordert nun nach ſeiner Rückkehr die Jn-
ianer zum Kampf um ihr Recht auf.

Amerika. Eine Kritik an den Greuelthaten auf
den Philippinen wird von einem Mann geübt, der am
wenigſten zu einer ſolchen Kritik berufen iſt. Der Oberbefehls-
haber der amerikaniſchen Truppen auf den Philippinen, General
Chaffee, drückte ſeine Mißbilligung über die freiſprechenden Ur-
teile über Major Waller und Leutnant Day aus, die wegen
Grauſamkeiten gegen die Eingeborenen vor ein Kriegsgericht
geſtellt waren. Er ſei der Anſicht, daß hier eine Verirrung der
Juſtiz vorliege und daß die gefällten Urteile im Widerſpruch
mit dem beigebrachten Beweismaterial ſtänden. Leutnant Day
tadelt er, weil dieſer den Geiſteszuſtand Wallers kannte aber
trotzdem, anſtatt ihm eine Verzögerung anzuraten, was ſeine
Pflicht geweſen wäre, deſſen Befehle ſchleunigſt ausführte. Day
hätte in Anbetracht der Umſtände den Gehorſam verſagen
müſſen. Dadurch würde er die Ehre des Landes gewahrt und
die traurigen Vorkommniſſe verhindert haben.

General Chaffee iſt mit verantwortlich für die von ſeinen
Truppen verübten Brutalitäten. Hat ihn doch auch der ameri-
kaniſche Senator Rowins als „feigen Schuft“ öffentlich ge-
brandmarkt.

Gewerhkſchaſtkiches.
Zur Lohnbewegung der Hamburger Maurer. 80 Proz.

der Arbeitgeber haben die Forderungen der Maurer bewilligt.
Ueber die anderen iſt die Sperre verhängt.

Holzarbeiter! Am Montag ſind in Zeulenroda 90Holz-
arbeiter in den Streik getreten. Es ſind 73 Tiſchler, 8 Bild
hauer, 9 Drechsler und Polierer.

Zimmerer! Jn Braunſchweig ſind am Montag die
Zimmerer in den Ausſtand getreten.

Ausland.
Oeſtreich. Dem Maurerſtreik in Trieſt haben ſich

ſämtliche Kupferſchmiede und Steinmetzgehilfen angeſchloſſen.
Der in einer allgemeinen Arbeiterverſammlung aus Rückſicht
der Solidarität vorgeſchlagene Generalſtreik wurde von den
Sozialiſtenführern heftig bekämpft und deshalb abgelehnt.

Allgemeine Kranken und Sterbekaſſe der
Retallarbeiter. Sitz Hamburg.

12. ordentliche Generalverſammlung in München.
Bei der Statutenberatung wurde bei 8 3 die Altersgrenze

beim Beitritt von 45 auf 40 Jahre herabgeſetzt.
s 4. Auf den Beitrittsſcheinen ſoll die Frage lauten: Waren

Sie in den letzten 3 Jahren krank, und wenn ja, an welcher
Krankheit haben Sie gelitten

8 5, Abſatz 1. Ausſcheidende Mitglieder können ihren Aus-
tritt auch bei dem Kaſſierer melden.

8 6 iſt dahin abgeändert, daß die Berufungsſchrift innerhalb
14 Tage mindeſtens an den Bevollmächtigten einzureichen iſt.

8 7, Abſatz 8. Wird ein Mitglied einer höheren Klaſſe durch
ſein Lohnverhältnis gezwungen, in eine niedrigere Klaſſe
treten, ſo ſteht ihm bei e in Aufrücken in ſeinem Lohnverhält-
niſſe jederzeit das Recht zu, wieder in dieſelbe Klaſſe zurück
zutreten ohne Genehmigung des Vorſtandes, ſondern des Be
vollmächtigten.

87, Abſatz 9 heißt jetzt: Die Mitglieder der 1., 2. und 3. Klaſſe
dürfen außer unſerer Kaſſe nur noch einer Kaſſe angehören;
ſind ſie aber durch ihr Arbeitsverhältnis gezwungen, noch einer
Betriebs- oder Zwangskaſſe anzugehören, ſo müſſen Sie zur
4. Klaſſe übertreten.

8 9, Abſ. Mitglieder welche während der Karenzzeit er
kranken, haben ſich ebenfalls innerhalt 24 Stunden beim Be
vollmächtigten krank zu melden reſp. auch geſund zu melden.

8 10, Abſ. 2 heißt jetzt: Bei der Krankmeldung iſt das Mit
gliedsbuch einzureichen.

g 10, Abſ. 7 heißt jetzt: Erkrankt ein Mitglied in den erſten
78 Wochen nach ſeinem Beitritt u. ſ. w.

S 18, Abſ. lautet jetzt: ſtatt 10 Mitglieder 20 Mitglieder.
s 22. Der Rekurs an das Schiedsgericht muß mit einer Ab

ſchrift eingeſandt werden.
Von den allgemeinen Anträgen wurde die größte Zahl ver-

worfen. Dem Vorſtand ſoll eine Jnſtruktion ausgearbeitet
werden, wonach er ſich bei der Aufnahme neuer Mitglieder zu

richten hat, um die vielen Beſchwerden, die gegen denſelben vor
lagen, zu beſeitigen.

Auf Antrag des Vorſtandes können in den Wahlabteilungen
Konferenzen abgehalten werden wozu von jeder Filiale ein
Delegierter zu beordern iſt; demſelben werden jedoch nur die
Reiſekoſten bezahlt.

Um die unliebſamen Verhältniſſe im Hauptbureau zu beſeitigen
und die Kaſſe emporzuheben, wurde beſchloſſen, den 1. Vorſitzenden
mit einem Gehalt von 3000 Mark feſt anzuſtellen.

Bei der Wahl wurde Deiſinger- Hamburg als 1. Vorſitzender
und Bureauchef, Brandt- Hamburg als 2. Vorſitzender, Butenuth
als Hauptkaſſierer und ſtellvertretender Bureauchef gewählt;ebenſo wurde das Schiedsgericht, der Ausſchuß und ſämtliche

Beiſitzer obiger Korporationen neugewählt.
Nach einigen kräftigen Anſprachen des 1. Vorſitzenden ſowie

des Vorſitzenden des Lokalkomitees wurde die Verſammlung am
24. Mai geſchloſſen.

Der vierte Bundestag des Arbeiter-Rad-
fahrer- Bundes Solidarität

tagte zu Pfingſten in Hamburg in Tütges Etabliſſement. Der
Bericht des Vorſtandes wird durch den Bundes- Vorſitzenden
vorgelegt. Dank einer unermüdlichen Agitation ſind ſeit dem
vorigen Bundestage dem Bunde 137 Vereine mit 2080 Mitglie-
dern neu zugeführt worden, ſo daß der gegenwärtige Mitglieder-
ſtand 9027 beträgt. Ausgetreten ſind 16 Vereine mit 194 Mit-
gliedern, ausgeſchloſſen wegen Nichtzahlung der Beiträge ſechs
Vereine mit 65 Mitgliedern. An Unfällen wurden insgeſamt
186 gemeldet, wovon 177 entſchädigt wurden mit 3331.50 Mark.
Einen zeitgemäßen Schritt glaubt der Bundes-Vorſtand durch
den Anſchluß des Bundes an das Kartell deutſcher und öſt
reichiſcher Radfahrer- und Motorwagenvereine gethan zu haben.
Der Bund hatte ſchon Gelegenheit, dem Kartell eine ganze
Reihe von Beſchwerden über zu hohe Koſten für Ausſtellung
von Radfahrerkarten ſeitens der Ortspolizeibehörden r Er
ledigung zu überweiſen. Die weiteren Ziele des Kartells ſind:
Einwirkung auf eine einheitliche Radfahrer- Ordnung für ganDeutſchland, Vereinfachung des Transports der Fahrräder auf

der Eiſenbahn, Neuanlage reſp. Verbeſſerung von Verkehrs
wegen u. ſ. w.

Aus dem Kaſſenbericht iſt erſichtlich, daß die Einnahmen und
Ausgaben des Bundes vom 1. Juni 1900 bis 31. Mai 1901 mit
19997.17 Mk. balancieren gegen 23 589.45 Mk. im letzten Jahre.
Das Vermögen des Bundes beträgt zur Zeit 17312.71 Mark.
Den Bericht des Ausſchuſſes erſtattet Evert- Hamburg. Beim
Ausſchuß gingen 254 Briefe und Sendungen ein, während 175
Briefe u. ſ. w. abgeſandt wurden. Der Ausſchuß trat zu 14Sitzungen zuſammen, in welchen auch 18 Veſchwerden gegen

den Vorſtand behandelt wurden.
Die Mandatsprüfungskommiſſion teilt mit, daß 20 Gaue durch

44 Delegierte vertreten ſind. Ferner ſind anweſend zwei Mit
lieder des BundesVorſtandes, Althaus und Sachs, beide aus

Frankfurt a. M., und der Vorſitzende des Ausſchuſſes, Evert-
Hamburg. Die Entſchädigung für die Delegierten wird auf
neun Mark pro Tag feſtgeſetzt.

Zu Punkt „Preſſe“ ergreift Redakteur Berg-Halberſtadt das
Wort, der auf die erfolgte techniſche und inhaltliche Ausgeſtal-
tung des Arbeiter- Radfahrer hinweiſt und die Schriftführer der
Vereine erſucht, ſich Beſchränkung in Bezug auf den Umfang
der Berichte aufzuerlegen.

Die über e Punkt geſtaltete ſich ſehr lebhaft.
Alle Redner ſind mit der Haltung des Blattes und der Thätig
keit des Redakteurs einverſtanden.

Hierauf berichtet BergHalberſtadt über den am 17. Mai ſtatt
gehabten Bundestag des ſchon erwähnten Kartells, deſſen Be
ſtrebungen man Anerkennung zollen müſſe.
„Der nächſte Bundestag findet 1904 in Erfurt ſtatt. Nach

längerer Debatte wurde beſchloſſen, einen beſoldeten Geſchäfts
führer mit einem Jahresgehalt von 1800 Mark anzuſtellen.

u dieſem Poſten wurde der ſeitherige Bundeskaſſierer Sachs
e a. M. gewählt, während der ſeitherige BundesVor-
itzende Althaus- Frankfurt a. M. mit Fortführung ſeines Amtes

betraut wurde.

Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle a. S., 26. Mai.
Wegen Unterſchlagung wurde der Reiſende Friedrich

Gröbke von hier zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt.
hatte für den hieſigen Kaufmann Ehrhardt landwirtſchaftliche
Maſchinen auf Proviſion verkauft und, obwohl es ihm unter-
ſagt worden, in vier Fällen Geldbeträge in Höhe von 860 Mk.
einkaſſiert und für ſich verwendet.
Wechſelfälſchung. Der Verſicherungsbeamte Otto Karl
Krammer von hier hatte im Mai v. J. einen über 400 Mk.
lautenden Wechſel fälſchlich mit dem Accept des Agenten Otto
Lindau verſehen und ſich darauf von dem Schuhmacher Wirt
400 Mk. ſah laſſen. Der Angeklagte wurde wegen ſchwerer
Urkundenfälſchung und Betrugs zu 6 Monaten Gefängnis
verurteilt.

Diebſtähle. Der Kutſcher Paul Duft aus Merſeburg
hatte am 1. Weihnachtsfeiertag im Gaſthof zur Reichskrone,
wo er früher in Stellung geweſen, einem Kellner eine Menge
Kleidungsſtücke entwendet. Er wurde dabei erwiſcht, in Ha
genommen und heute zu einer Zuſatzſtrafe von 4 Monaten
Gefängnis verurteilt. Die Arbeiter Otto Flügel undReinhold Markonitz aus Jelzweißig hatten am 17. März
aus dem Garten der Deutſchen Grube bei Bitterfeld eine

Wegen vorgerückter Saison

bedeutende
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etwa Zentner ſchwer, entwendet und unter
dem Reiſig verſteckt. Einer war übergeſtiegen und hatte dem
andern das nicht leichte Gerät hinübergereicht. Flügel kam,
da er nicht 18 Jahre alt war. mit 2 Wochen Gefängnisdavon während Waarkonitz 3 Monate erhielt. Da die An-
Sag aber noch nicht vorbeſtraft ſind, erfolgte bedingte

rurteilung.
Halle a. S., 27. Mai.

Tauben entwendet hatten in der Not der Arbeiter Eduard
Wehr, 37 Jahre alt, deſſen Ehefrau Minna Wehr, 35 Jahre
alt, der Konditor Hermann Schröder gen. Naumann, 23 Jahre
alt und ding 22 jährige Ehefrau Amalie Schröder, ſämtlich
aus Schafſtädt. Wehr hat ſechs und Schröder drei Kinder.
Die Ehemänner haben am 30. Januar auf der Grube bei Eis-
dorf dem Oberſteiger Spengler den Taubenſchlag erbrochen,
daraus je 12 Tauben entwendet und dieſe von den Frauen, die
wegen Begünſtigung angeklagt waren, für die Familie kochen
laſſen. Die Frauen erhielten je drei Mark Geldſtrafe eventl.
einen Tag Gefängnis, Wehr wurde zu drei Monaten und
Schröder, der ſich im Rückfalle befand, zu einem Jahr Ge-
fängnis verurteilt. Das Gericht ſprach aus, daß Schröders
eee allerdings hart erſcheine, aber geſetzlich nicht niedriger
bemeſſen werden konnte; er möge, ſo meinte das Gericht, bei
dem Kaiſer ein Gnadengeſuch einreichen.

Weitere Eigentumsvergehen. Der Arbeiter Ernſt Oels-
ner von Delitzſch hat am 16. Januar bei einer Frau Portius
einen Sack Hafer und 40 Pfd. Roggen entwendet und dieſes
Getreide bei einem Müller verkauft. Er erhielt fünf Monate
Gefängnis. Die unverehel. 25 jährige Marie Richter von
hier entwendete im März einen Frauenrock und erhielt dafür

Als er bei einem verſuchten Diebſtahl ertappt, von einem Poli
iſten gerufen wurde, beleidigte er dieſen und leiſtete heftigen

iderſtand. Bei der Unterſuchung des Falles ſtellte ſich auch
eraus, daß der Angeklagte ohne Wandergewerbe-Schein mit
iſen gehandelt hatte. Das Gericht erkannte auf vier Monate

Gefängnis und 24 Mark Geldſtrafe eventl. ſechs Tage Haft.
a d ggrrafe wurde aber ein Monat durch die Haft als ver

üßt erklärt.
ittlichkeitsverbrechen. Unter i der Oeffentlich

keit wurde verhandelt gegen den Muſiker Auguſt Mohren-
z s ar aus Magdeburg, gegenwärtig hier. hat Ende

pril an zwei Kindern unzüchtige Handlungen vorgenommen
und wurde deshalb zu einem Jahr Gefängnis verurteilt.

Berjammkungsberichte.
Könnern.

Am Sonntag, den 25. Mai, fand im Schützenhauſe eine
gut beſuchte Verſammlung der Arbeiter im Bauberufe ſtatt,
wozu auch viele Arbeiter anderer Berufe erſchienen waren.
Der Referent, Genoſſe Deege-Halle, erläuterte in leicht ver-
ſtändlicher Weiſe den Wert der gewerkſchaftlichen Organiſation
und forderte zum Eintritt in den Maurerverband auf.
Genoſſe Güldenberg -Halle verbreitete ſich in längeren
Ausführungen über die Forderungen der Arbeiter und er-
brachte an einer ganzen Anzahl von Beiſpielen, namentlich
unter Heranziehung von Bibelſtellen den Beweis, daß die
Arbeiter genau wie die Unternehmer ein Recht haben, ihre
Lage ſo gut wie nur irgend möglich zu verbeſſern. Ferner er
wähnte er die Sozialgeſetzgebung, dabei Beiſpiele aus der

die Arbeiter in Kön ebenfalls energiſch 2breitung der ürheeereſ eintreten wollen. z t
den Ausführungen der Referenten deckende Reſolution fand
einſtimmige Annahme.

Run, Jhr Arbeiter von Könnern, beweiſt, daß das Gehörte
vom Sonntag auf einen guten Boden gefallen iſt, und thut in
der Praxis Eure Schuldigkeit!

Briefkaſten der Redaktion.
H. B. in E. Die Rente kann erſt vom Tage der Entlaſſung

aus dem Krankenhauſe ab beanſprucht werden. Sobald eine
Beſſerung oder Gewöhnung im Zuſtande des Verletzten eintritt,
kann die Rente gekürzt, eventuell auch ganz entzogen werden.
Geſchieht dies zu Unrecht, ſo kann geklagt werden. Verdient
Jhr Sohn weniger wie den ortsüblichen Tagelohn, ſo iſt das
30d fache des ortsüblichen Tagelohnes der Berechnung zu Grunde
zu legen. Verdiente er jedoch mehr wie den ortsüblichen Tage
lohn, ſo iſt das 300fache des täglichen Verdienſtes zu Grunde
zu legen, wenn Jhr Sohn ein im Betriebe beſchäftigt
war, ſonſt wird der Lohn eines anderen gleichartigen Arbeiters

genommen.K. Hohenmölſen. Fabrik und gewerblichen Hilfsarbeiter-
Verband, Vorſitzender: A. Brey, Hannover, Schillerſtraße 5 II.

Eine Ziegler Zeitung, die auf unſerem Standpunkt ſteht,
giebt es nicht, wohl aber eine HirſchDunkerſche.

A. H. Sprechen Sie perſönlich im ArbeiterSekretariat vor,
da ſich ſolche Fragen nicht ſicher durch den Briefkaſten beant
worten laſſen.

H. Fr. in A. Selbſtverſtändlich würde der Verſtaatlichung
drei Monate Gefängnis. Der frühere Krankenwärter Otto
Schulze aus Schladitz, 25 Jahre alt, entwendete im Sommer
v. Js. in Leipzig dem Verein „Marineſchauſpiele“ ein Stück
Blei, 86 Pfd. ſchwer. Er iſt am 4. Februar zu einem Jahre

zu

Gefängnis verurteilt worden und bekam eine Zuſatzſtrafe von ſprach e
einem Monat. Aus der Unterſuchungshaft vorgeführt wurde namentlich
der Handelsmann Max Schneider aus Zeitz, geboren in
Leipzig, 36 Jahre alt. Er iſt ſehr oft vorbeſtraft und wurde
beſchuldigt, am 10. April in Bitterfeld bei dem Kupferſchmiede-
meiſter Zirkenbach eine kupferne Pfanne entwendet zu haben.

nun auch

ſchädigen ſuchen, übte
weiteren Verteuerung der notwendigſten Leben
Forderungen für Heer und Marine u. ſ. w.

ebenfalls

reiche Beifa

Organiſation anzuſchließen.
ſich 14 Mitglieder.

Praxis unterbreitend, wie einzelne Unternehmer die Arbeiter
ſcharfe Kritik an der geplanten

smittel, an den
Genoſſe Krüger

und forderteim Sinne der Vorrednerr Unterſtützung der Arbeiterpreſſe
der den Rednern zu teil wurde,

in Könnern
bewies, daß

die Arbeiter gewillt ſind, ſich der
Zum Maurerverband meldeten

Aus der weiteren Diskuſſion ging hervor,

nur zugeſtimmt werden unter der m m daß die von
Jhnen erwähnten Benachteiligungen der Arbeiter unmöglich
wären. Uebrigens: die heutigen Unternehmer machen bereits
das, was Sie als Folge der Verſtaatlichung befürchten.

M. G. Die Verjährung wäre nur eingetreten, wenn jetztdas Verfahren begonnen werden ſollte. Das iſt jedoch r
bar nicht der Fall ſondern es handelt ſich nur um die Ab-
haltung des Termins.

auf. Der

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

Sozialdemokrat. Verein
für Halle und den Saalkreis.

Donnerstag den 29. Mai 1902 abends S Uhr im Reſtaurant
Zur Wilhelmshöhe, Burgſtraße

Verſnttm lung
Tagesordnung: 1. Kommunale Angelegenheiten. 2. Bericht des

Vorſtandes über die Reorganiſation des Vereins. 3. Verſchiedenes.
Der Vorſtand.

Zeitz. I Zeitz.An alle in der
Holzinduſtrie beſchäft. Arbeiter und Arbeiterinnen
gis da ſind: Tiſchler, Stellmacher, Jnſtrumentenmacher, Korbmacher,

Drechsler, Hilfsarbeiter von Jein und Umgegend.Sonntag den I. Juni vormittags 10 Uhr im Heiteren Blick
große öffentliche Verſammlung.
Tagesordnung Die Reformbedürftigkeit des heutigen Arbeits-Ver-

hältniſſes. Referent: Kollege Rrnst Rauer aus Güſtrow in Mecklenburg.
Sämtliche obengenannte Arbeiterinnen und Arbeiter ſind hierzu einge-

laden. Entree frei. Der Einberufer.
Herſtellung von Druckarbeiten.

Bezugnehmend auf einen Artikel in der heutigen Nr. dieſes Blattes,
welcher Aufſchluß giebt über Weſen und Ziele der Tarifgemeinſchaft im Buch-
druckgewerbe, wenden ſich die unterzeichneten Beauftragten an ein verehrtes
Publikum, insbeſondere aber an die Vertreter von Handel und Jnduſtrie, mit
dem höfl. Erſuchen, bei Vergebung von Druckaufträgen nur ſolche
Firmen berückſichtigen zu wollen, welche der Tarifgemeinſchaft an
gehören und dadurch eine Gewähr bieten für geordnete Verhältniſſe inner-
halb ihres Betriebes. Die Unterlagen, auf denen die Tarifgemeinſchaft der
Buchdrucker aufgebaut worden, ſind derart beſchaffen, daß jede Druckfirma
im Stande iſt, ihren Beitritt zu bewirken. Das Vorgehen richtet ſich nament-
lich gegen die Schmutzkonkurrenz und Lehrlingswirtſchaft im Gewerbe. Die
Unterzeichneten geben ſich deshalb der Erwartung hin, daß ſie in den be-
teiligten Kreiſen Verſtändnis und die notwendige Unterſtützung finden.

Mit vorzüglicher Hochachtung
Die örtliche Kommiſſion der tariftreuen Buchdrucker.

Verzeichnis der tariftreuen Druckſirmen am Orte:
alleſche GenoſſenſchaftsDruckerei, E. G. m. b. H.
tto Hendel (SaaleZeitung).

W. Kutſchbach (General-Auzeiger).
Buchdruckerei des Waiſenhauſes.
Ehrhardt Karras.
K. Pritſchow.GebauerSchwetſchke Druckerei und Verlag, m. b. H.
K. Gleditzſch (früher Bernhardt).
Plötzſche Buchdruckerei (C. Nietzſchmann).
R. Paul Nienſchmann.
Hermann Köhler.
W. Knapp.
E. Vald Co.Paul Schwarz.Kreibohm Eo.
Otto Strube.

Sonntag den 1. Juni vormittags 10 Uhr
gemeinſchaftl. Beſuch des Zoolog. Gartens.

Die Eintrittskarten müſſen vorher entnommen werden und ſind dieſelben
im Bureau Unterberg 121 zu haben.
Die Vertrauensleute und Kaſſierer werden aufgefordert, ihren Bedarf

für die Kollegen möglichſt bis ſpäteſtens Donnerstag abends 8 Uhr zu ent-
nehmen. Retournehmen findet nicht ſtatt.

Eingang von der Reilſtraße aus.

Tanz Vnferricht.Erüöffne Sonntag den S. Juni nachmittag 4 Uhr einen Schnell
Kurſus nur für ſämtliche Rundtänze. Honorar mäſzig. Gefl.
Anumeldungen erbittet

Ad. Fröbe. Tanzlehrer, Henriettenſtr. 32, II.

9 9 u ſile JeiZeiß. ZUztſäle. Fiit.
Werte Geſellſchaften bitten wir, infolge der Krankheit unſeres Dirigenten

Herrn Beckert, Beſtellungen auf Muſik bei unſern Mitgliedern, den Herren
HDietascnold, Rahneſtraße 16, oder Plaul, Gartenftrafze 40, machen
zu wollen. Dilettanten- Verein Zeitz.

Direktion: Richard Hubert.
Ab 16. Mai: Neues Programm.
5 Sisters Warwielk. die reizenden
akrobatiſchen Kunſtradfahrerinnen.

Mr. Cnassino, der beſteSchatten-
künſtler und unnachahmbare Jmi-
tator von Vogelſtimmen. Erfinder
der Schattenſpiele mit den Füßen.

Rrothers Alvares. akrobatiſche
Trapez-Equilibriſten. Maritana
u. Viktoria gymnaſtiſches Luft-
potpourri a. d. elektr. Roſen Lyra.

Mr. Franeis, Keulen-Jongleur.
Clown Peppo mit ſeinen

dreſſierten Affen, Hunden u. Katzen.
Rosa Szentessy. internationale

Konzertſängerin. James Raseh
Humoriſt und Charakteriſtiker mit
neuem brill. Repertoir. m American
Rioscope. ſenſ. leb. Photographien.
Anfang 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

Walhalla-Theater,

Apollo Theater
Direktion: Gustav Poller am

Riebeckplatz, Nähe Haupt- Bahnhof
Nur noch wenige Tage!

Allabendlich ſtürmiſch. Beifall!
Martin allée mit ſeinen Schlagern:

„Wenn Kalkulatorſch in die Baum
blüthe ziehn“ und „Prinz Heinrich

in Amerika“.
Pugèene und Iatalie Veldemann

mit ihrem reizenden Dreſſurakt von
18 Hunden und 1 Affen.

Peta Waldan, eriilante Vortrags
Künſtlerin.

le Tii, die Königin der Luft,
und das ührige Glanzprogramm.

Anfang 8 Uhr. Ende geg. 11 Uhr.

Bade Anſtalt Prießnit
Körnerſtr. 12, H. Giebichenſtein.

Geöffnet nachm. 2-8 Uhr, an Vor-
mittagen nach vorhergehender Beſtellung
ohne Preiserhöhung. Sämtl. Bäder
und Maſſagen werden von uns per-
ſönlich verabreicht.

Anna Goldammer
Emil Goldammer

Naturheilkundige.

Großes Lager

Kinder-Wagen,
Sport Wagen,

Spiel-, Leiter- und

Hand Wagenbis S Ztr. Tragkraft,
finden Sie in

Teuchern
bei

Carl Chröst.
15 Pegauerſtraße 15.

Preiſe billiger als beim Einzel-
einkauf in der Fabrik.

Möbelfabrik u. Xagarin
31 Fleiſcherſtraße 31.

J Empfehle mein großes Lager aner-
kannt gut ſolid gearbeiteter Möbel-

J und Polſterwaren der Zeit an-
paſſend zu billigſten Preiſen.

z. Zergmann, Tiſchlermſtr.

Selbſtgefertigte Böttcherwaren bei
Fr. Scherner, Streiberſtr. 34.

Lebende Ratten, Hamſter und
Wieſel kauftII. Dost, Leipzigerſtr. 94, Hof.

Ortskrankenkaſſe der Bäcker, Börttcher,
Brauer u. v. Gewerbe zu Zeitz.
Den Mitgliedern zur Kenntnis, daß der Kaſſenarzt

Herr Dr. Otto auf vier Wochen verreiſt iſt.
Der Vorſtand. Wilhelm Hoffmann, Vorſitzender.

Die Eröffnung seiner
Droguen, Farben u. Chemikalienhandlung

zeigt ergebenst an
Franz Poppe, Völlbbergerweg 7.

J

Pfeiffer Diller's a Pouen
RaffeerGooe

empfiehlt W. E. Schmidt Nachfg. (Büsch).
S

Greſeilzhüäcdyer.
Billige Kusgabe. W

Gewerbe Ordnung fürs Deutſche Reich. Preis 40 Pfg.
Krankenkaſſengeſetz. Preis 15 Pfg.
Unfallverſicherung. Preis 15 Pfg.

Das Schuldklageweſen oder Wie gelangt man ohne
beſondere Auslagen oder ſchnellſtens zu ſeinem Gut-

haben Preis 15 Pfg.

Der deutſche Volksanwalt. Preis 25 Pfg.

Stadthagen. Führer durch das Unfallverſicherungs-
Geſetz. Preis 75 Pfg.

Arbeitsvertrag des Gewerbe und Fabrikarbeiters.
Von R. Lipinski. Preis 30 Pfg.

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung, Seiststrasse 21.

Gewerbegerichts Geſetz

I für das Deutſche Reich
vom 30. Juni 1901

nach den Bekanntmachungen des Reichs
kanzlers vom 29. September 1901.

Preis 25 Pf.
Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung-

KautschukStemp el
qut. billlg

liefert JSeew W M ico lars r ehe v J e36 Gr. Ufrichstr. 36. Plättbretter Gr. Märkerſtr. 28.
Saubere dütenarbeiterinnen

ſuche Bald Comp-
ür Papierwaren und Druckerei

Arbeitsburſchen bei hohem Lohn.
Emil Bald Co.

Unſerm Freund Bernhard Kröber
zu ſeinem am Donnerstag den 29. Mai
fallenden Wiegenfeſte ein 3mal donnern
des Hoch. Lieber Bernhard Du ſollſt
leben, ſollſt uns auch ein Fäßchen geben,
nicht zu groß und nicht zu klein, es
ſollen nur 30 Liter ſein.

Zwei Blätter vom Gladitzer
Kleeblatt.

Jeder
Arbeiter u. Handwerker

lobt meine Herkules Hoſe aus
Rips, Pilot, Leder (neue Webeart),

als echtfarbig und unverwüſſtlich.
Alleinverkanuf bei

Julius )ammerschlag
36 Gr. Ulrichſtr. 36.

rn
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Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 28. Mai.

Die ſtädtiſche Sparkaſſe
hat ſoeben ihren Geſchäftsbericht auf 1901 erſcheinen laſſen. Die
ſeit 1857 beſtehende Anſtalt hat im vorigen Jahre einen Betriebs
überſchuß von 323 940.73 Mark erzielt. Eingezahlt wurden
90 346 Poſten mit 12/6 Millionen Mark, abgehoben wurden in
rund 63 000 Poſten 10/5 Millionen Mark, ſo daß die Einzah-
lungen um reichlich 1 Millionen Mark höher waren als die
Rückzahlungen. Jnsgeſamt waren am Schluſſe des Jahres
65 908 Poſten mit rund 33/6 Millionen Mark Einlagen vor-
handen. Wenig erfreulich iſt die Thatſache, daß der Verkaufs-
wert der Ende des Jahres 1901 im Beſitze der Sparkaſſe be
findlichen Jnhaberpapiere nur 14 393 547 Mark betrug, während
ihr Ankauf 14 695 444 Mark außer Proviſion und Stempel
gekoſtet hatte, ſo daß der gegenwärtige Verkaufswert um
301 897 Mk. geringer war als ihr Einkaufspreis. Nicht weniger
als 63 der verſchiedenen Papiere (Staats- und fremde Stadt-
anleihen, Pfandbriefe, Obligationen e2c.) ſtanden tiefer im Kurs,
als ihr Ankaufswert geweſen iſt.

Von Jntereſſe iſt die Höhe der auf die eingezahlten Bücher
rege hlten Beträge. Der Bericht giebt darüber folgende Aus
unft:

Von den 65 908 Büchern lauteten:
24 385 Stück auf Beträge bis 60 Mk.
101582 über 60 1507962 150 3008258 300 60012905 600 30002219 3000 1090027 10000Auf jedes Buch entfallen durchſchnittlich 513.39 Mk. Einlagen

gegen 499.20 Mk. im Vorjahre.
Die Pfennig- Sparkaſſe gab 1901 an die Verkaufsſtellen

25 300 Marken ab für 2530 Mk. dagegen wurden abgehoben
2675 Mk., ſo daß unter Berückſichtigung des früheren Beſtandes
2537 Mk. verblieben.

Abgelehnt
V der Bezirksausſchuß zu Merſeburg den Antrag der Firma

ubois u. Kaufmann in Rheinau bei Mannheim, auf
Ammendorfer Flur eine chemiſche Fabrik zu errichten zwecks
n von Chloralanhydrid Tetrachlorkohlenſtoff und
Lhlorſchwefel. Die Fabrik ſollte unmittelbar an die elektro-
chemiſchen Werke in Ammendorf angegliedert werden. Unter
denen, die gegen die Anlage Einſpruch erhoben hatten, befand
ſich auch die Stadt Halle, welche insbeſondere eine Schädi-
ung des ſtädtiſchen Waſſerwerks in Ammendorfer Flur be-für tete. Die Ablehnung wurde damit begründet, daß man

fich den ernſten Bedenken nicht habe verſchließen können, daß
auch bei dieſer neuen Fabrik mit erheblichen Mißſtänden zu
rechnen ſein werde. Man habe die böſeſten Erfahrungen bei den
elektrochemiſchen Werken gemacht und müſſe darauf acht geben,
daß die Gegend nicht noch weiter dieſen chemiſchen Verun-
reinigungen r werde. Man habe auch die Bedenken
der Stadt Halle nicht zurückweiſen können, die große
Nachteile für ihre bald zweihunderttauſend Menſchen
verſorgende Waſſerleitung von einer Erweiterung der
chemiſchen Fabrikanlagen in Ammendorf befürchte. Wenn
auch die Unternehmer noch ſo viele Vorkehrungen treffen
möchten, ſo ſei doch offenkundig, daß leider nur
wenige Arbeiter geneigt ſind, dieſen voll zu ent-
ſprechen. Mitten in der Nacht werde dann oft etwas aus-
geſchüttet, was in die unterirdiſchen Flußläufe komme und ſich
der Umgebung mitteile; dagegen ſeien auch die Jnhaber nicht in
der Lage einzuſchreiten. Dem Bezirksausſchuſſe ſei ſehr wohl
bekannt, daß genau abgewägt werden ſollten die Jntereſſen der
Einſprucherheber und die der für die Volkswirtſchaft nötigen
chemiſchen Jnduſtrie; aber in dieſem Falle ſei der Nachteil,
welchen die Unternehmer durch Abweiſung ihres Antrages er-
leiden, nicht entfernt dem gleichzuſtellen, welchen eine hoch-
kultivierte Umgegend in ziemlich weitem Umfange bei etwaigen
unvorhergeſehenen Ereigniſſen erleiden würde.

So einverſtanden wir mit der Entſcheidung ſind, ſo weiſen
wir doch ganz entſchieden die Behauptung zurück, daß die
Arbeiter im Durchſchnitt nicht geneigt ſeien, die vorgeſchriebenen
Sicherheitsmaßnahmen zu beachten. Wenn dieſe Nachläſſigkeit
vorkommt, dann iſt ſie faſt ausnahmslos darauf zurückzuführen,
daß der Arbeiter durch das Akkordſyſtem angetrieben wird, die
nötige Vorſicht außer acht zu laſſen. Der Bezirksausſchuß
hätte nicht nötig gehabt, bei Begründung ſeiner Ablehnung
auch die Arbeiter mit vors Loch zu ſchieben. Die anderweiten
Gründe, die im Unternehmen ſelbſt liegen, waren ſtichhaltig
genug; ſie bedurften keiner Verbrämung durch den „leichtſinni-
gen Arbeiter“, der die reellen Abſichten des braven Unterneh-
mers zu ſchanden macht.

Notleidende Aktionäre.
Laut Geſchäſtsbericht hat die Waldauer BraunkohlenJnduſtrie

Aktien Geſellſchaft im verfloſſenen Geſchäftsjahre einen Gewinn
von 499 618 M. erzielt. Jm Vorjahre ſind es reichlich 82 000 M.
mehr geweſen. Von dem Gewinn werden 14 Proz. Tantieme an
Vorſtand, Beamte und Aufſichtsrat in Höhe von 15 099 M. gezahlt.
Die Beamten nehmen nur an 4 Proz. und der Aufſichtsrat an
10 Proz. teil. Die Aktionäre erhalten 10 Proz. Dividende in
Höhe von 122 400 M., dem Reſervefonds werden 7521 M. und
dem Dispoſitionsfonds 5000 M. zugeführt; auf nächſte Rech-
nung werden 7763 M. vorgetragen. Vom Jahre 1890 an wurden
folgende Dividenden an die Aktionäre gezahlt: 7, 84, 6, 4, 5,
5, 5, 5, 7, 8, 10, 10. Alſo trotz der Kriſe iſt der Reingewinn
größer als früher. Die Kriſe iſt auch nicht dazu da, daß ſie
der Aktionär empfindet, ſondern ſie muß dazu dienen, die
Löhne und Arbeitsverhältniſſe der Arbeiter zu verſchlechtern.
Die Ausbeute an Dividende hätte für das vergangene Jahr
bequem um einige Prozent höher ſein können, wenn nicht über-
aus hohe Abſchreibungen im Geſamtbetrag von 349 198 M. ge-
macht worden wären. Bei einem Aktienkapital von 1 224 000 M.
bedeuten dieſe Abſchreibungen nicht weniger als 28,5 Prozent
der Kapitalſumme. Die Herren können ſich das leiſten. Es
hätte auch allzu aufregend auf die Arbeiter wirken müſſen,
wenn die Dividende der Aktionäre ſteigt, während die Arbeits
löhne fallen. Jn Wirklichkeit iſt dieſe Thatſache vorhanden
die hohen Abſchreibungen dienen nur zur Verſchleierung des
hohen Gewinnſtes.

u W e ad

wenn

Reduktion der Vauarbeiterlöhne.
Die „Vereinigung“ der Bauunternehmer hat ſich, wie bereits

berichtet worden iſt, durch hohe Konventionalſtrafen verpflichtet,
die Löhne der Bauarbeiter und Maurer zu reduzieren. Eine
Umfrage der Ortsverwaltung der Bauarbeiter hat ergeben,
daß folgende Herren ſtatt des im vorigen Jahre von ihnen
ſelbſt anerkannten Lohn- und Akkordtarifs nur noch folgende
Löhne bezahlen:

Stundenlohn. Akkord.Püchel 35-—38 Pf., pro 1000 St. 2.65 M., j. Et. 1 M. Zul.

Roſch 37 2.50Dohme 38 280Hammer 3537 2.65Rappſilber 3540 260BVernhardt 3540
Stammer 3540 SHauſe 35 SSchötenſack 3037 SRuhe 36 S SBindrich 35 SWeber 33Der vereinbarte Stundenlohn betrug 40 Pfg. und der pro
1000 Steine für Keller und Parterre 3 M., für jede weitere
Etage 1 M. Zulage.

Zur Petition der Buchdrucker,
welche um Vergebung der ſtädtiſchen Druckarbeiten an ſolche
Firmen erſucht, welche der Tarifgemeinſchaft beigetreten ſind,
mag folgendes bemerkt werden: Unter Tarifgemeinſchaft ver-
ſteht man die Vereinbarung gewiſſer Lohn und Arbeits-
bedingungen zwiſchen Unternehmern und den von ihnen be-
ſchäftigten Arbeitern. Es iſt einleuchtend daß ſolche Verein-
barungen eine gewiſſe Stetigkeit zur Folge haben. Der Unter-
nehmer weiß, auf welcher Lohngrundlage er zu kalkulieren hat,
und der Arbeiter iſt vor willkürlichen Herabſetzungen ſeines
Lohnes ſicher. Und da alle Unternehmer der Tarifgemeinſchaft
angehören ſollen, ſichert dieſe das Gewerbe vor Schmutzkonkurrenz.
Die Buchdrucker haben ſchon 1873 eine Tarifgemeinſchaſt
erſtrebt, doch waren damals die Organiſationen der Unternehmer
wie die der Gehilfen noch viel zu wenig ausgebaut, als daß die
Tarifgemeinſchaft mit Erfolg hätte durchgeführt werden können.
Erſt 1896 kam ſie zu ſtande und machte dem bis dahin be-
ſtändig tobenden örtlichen Kleinkrieg im Buchdruckergewerbe ein
Ende. Zur Durchführung der Tarifgemeinſchaft wurde das
Tarifamt eingeſetzt, Schiedsgerichte wurden errichtet, um
Streitigkeiten über die Auslegung des Tarifes ſchlichten zu
können, wie auch berufliche Arbeitsnachweiſe ſich in den Dienſt
der Tarifſache ſtellten, indem ſie nur tariftreuen Prinzipalen
Arbeitsräfte vermittelten und tariftreue Gehilfen unterbrachten.
Während des fünfjährigen Zeitraums haben die getroffenen
Abmachungen eine gewerbliche Richtſchnur geboten und am Ende
dieſes Abſchnitts arbeiteten bei etwa 3500 Firmen rund
40000 Gehilfen zu tariflichen Bedingungen. Eine Reviſion des
Tarifs wurde in der Zeit vom 23. bis 28. September v. J. in
Berlin vorgenommen.

War bis zum Jahre 1896 der Gedanke der Tarifgemein-
ſchaft anderen Gewerben etwas ganz Neues und wurde überderen Wert in der Fachpreſſe, Pole in politiſchen Organen

ein Streit entfacht, ſo hat man doch inzwiſchen die Vorteile
erkannt und mit mehr oder weniger Erfolg verſucht, dem Bei-
ſpiele der Buchdrucker zu folgen.

Aber auch ſeitens der Behörden ſtaatlicher wie kommunaler
iſt man der Frage der Tarifgemeinſchaſt der Buchdrucker

näher getreten und hat die Anerkennung des Werts derſelben
durch dahingehende Verfügungen und Beſchlüſſe zum Ausdruck
gebracht, die notwendigen Druckarbeiten nur ſolchen Firmen
zu übertragen, welche der Tarifgemeinſchaft angehören und
dadurch eine Gewähr für geordnete Zuſtände innerhalb ihrer
Betriebe bieten.

Auch die tariftreuen Buchdrucker von Halle werden bei den
zuſtändigen Behörden, ſowie den hervorragenden Vertretern
der Jnduſtrie und des Handels in dieſem Sinne vorſtellig
werden. Sie richten ſchon jetzt an alle Geſchäftsleute das Er
ſuchen, mit der Herſtellung von Druckſachen nur ſolche Firmen
zu beauftragen, welche der Tarifgemeinſchaft angehören. Ein
Verzeichnis der tariftreuen Firmen iſt im Jnſeratenteile der
heutigen Nummer enthalten.

Unerbetener Rat.
Ein hieſiges bürgerliches Blatt erwähnt, daß dem Konſum-

verein für Giebichenſtein in ſeiner heutigen General-Verſamm-
lung ein Antrag auf Verſchmelzung mit dem Allg. Konſum-
verein vorliegen werde. Das Blatt fügt hinzu: „Letzterer (der
Allgem. Konſumverein) wird gut thun, nicht darauf einzu-
gehen.“ Da irgend welche Gründe nicht beigefügt ſind, ſcheint
der Verfaſſer der Notiz anzunehmen, es genüge ſeinerſeits die
bloße Willensäußerung, um ſeinem Rate Beachtung zu ſichern.
Damit dürfte er ſich ſchwer täuſchen. Daß die Vereinigung
beider Konſumvereine ſich über kurz oder lang wird vollziehen
müſſen, ſcheint zwar ſicher zu ſein, aber ebenſo ſicher iſt, daß
die Verſchmelzung nur nach gründlicher Prüfung aller ein-
ſchlägigen Fragen vor ſich gehen darf, wenn nicht hinterher ſich
allerlei Unzuträglichkeiten ſollen bemerkbar machen. Vorläufig
arbeiten beide Vereine friedlich und erfolgreich nebeneinander.
Wenn zum Nutzen der Mitglieder beider Vereine im Waren-
bezug möglichſt gemeinſam vorgegangen wird, ſo genügt das
vorerſt. Der Thatſache werden ſich die Mitglieder nicht ver-
ſchließen, daß die zwei Verwaltungen teurer ſind, als wenn
nur eine Verwaltung beſteht, daß alſo durch die Verſchmelzung
beider Vereine den Mitgliedern ein höherer Nutzen geſichert
wird, ganz abgeſehen davon, daß ein Verein, je ſtärker ſeine
Mitgliederzahl iſt, um ſo größeren Nutzen abwerfen muß.

Achtung, Maurer! Die geſtrige öffentliche Maurer-
Verſammlung beſchloß, über den Bau des Unternehmers
Roſche die Sperre zu verhängen. Die Kollegen, welche bei
den Unternehmern Püchel, Bindrich, Hammer und Weber
arbeiten letzterer will wieder Lohnabzüge machen wurden
aufgefordert, ſofort wegen der Lohnabzüge vorſtellig zu werden
und bei Ablehnung die Arbeit niederzulegen. Bei der Frage
über die Akkordarbeit ſchloß ſich die Verſammlung den Aus-
führungen des Referenten Beyer- Leipzig an und erneuerte
den Beſchluß vom Jahre 1897, welcher allen Kollegen zur
Pflicht macht, keine Akkordarbeit auszuführen.

Jnfolge des geſtrigen Beſchluſſes haben heute bei dem Bau-
unternehmer Püchel ſämtliche Maurer, etwa 30 Mann, die
Arbeit niedergelegt, ebenſo bei den Bauunternehmern Bindrich
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13 Jahrg.

(9 Mann) und Hammer (13 Mann). Bei Roſche ſtreiker
ſeit Montag ſämtliche 9 Maurer.

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß von ſämtlichen Maurern die
Bewahrung ſtrengſter Solidarität geübt wird.

Die Bahnſteigſperre auf dem hieſigen Hauptbahnhof iſt
jetzt in die Mitte der großen Vorhalle verlegt worden, ſo daß
die Reiſenden, welche von einer Perronhälfte zur andern um-
ſteigen müſſen, nicht erſt, wie bisher, einer doppelten Kontrolle
ihrer Fahrkarten ſich zu unterziehen haben. Durch die Ver-
legung der Schranke iſt es unmöglich geworden, ohne Bahn-
ſteigkarte die Reſtaurationsſäle zu beſuchen.

Eine neue Schuhfabrik ſoll auf dem Grundſtücke Tauben-
ſtraße 25 errichtet und zu Beginn nächſten Jahres in Betrieb
geſetzt werden. Die Fabrik ſoll für wenigſtens 150 Arbeiter
berechnet ſein. Sie wird errichtet von Herrn Benno Ehrlich,
der jetzt in Weißenfels eine mechaniſche Schuhfabrik betreibt
und dies für hier geplante Unternehmen nach dem neueſten
Stande der Technik einzurichten beabſichtigt. Es ſoll die beſſere
Mittelwaare produziert werden.

Harte Strafe verhängte das Landgericht Naumburg am
Montag über die von hier ſtammende Schneiderin Luiſe Sachſe.
Sie hatte dem Wagenführer Zimmermann zwei Zweimarkſtücke
und in Röſſuln einer Frau Schneider einen Schuh geſtohlen. Das
Gericht erkannte auf eine Zuſatzſtrafe von 3 Monaten Zuchthaus-
zu den 1 Jahr 9 Monaten gleicher Strafe, die die Sachſe zur
Zeit verbüßt.

Penſioniert wurde in der Stadtverordnetenſitzung am
Montag der Poliziſt Mohr, nicht Noah, wie es in dem
geſtrigen Bericht irrtümlich heißt.

Merſeburg. Die vorläufige Vertretung des Schulrats
Martin iſt dem Seminardirektor Guden aus Mettmann über-
tragen worden.

Zeitz. Die vielgenannte Um ſatz ſteuer hat bisher unſerer
Stadt gar keinen Nutzen, dafür aber verſchiedentlich Koſten
verurſacht. Bekannt iſt, daß die Steuer für ungiltig erklärt
wurde, ſo daß das bereits erhobene Geld wieder an die Steuer-
zahler zurückgegeben werden mußte. Der Kaufmann Kantor-
ſohn der früher Jnhaber der Firma Rothmann u. Co. war,
verlangte nun aber auch, daß er die Mahngebühren, ebenſo auch
die Zinſen für die von ihm erhobene Steuerſumme zurück
erhalte, und als ihm das nicht gezahlt wurde, wurde er klag-
bar. Er hat dabei aber wohl nicht den richtigen Weg be-
ſchritten, denn der Bezirksausſchuß in Merſeburg, bei dem K.
vorſtellig wurde, wies die Klage ab, da wegen der Mahn-
gebühren nicht im Verwaltungsſtreitverfahren geklagt werden
könne, ferner Zinſen für öffentliche Abgaben nicht verlangt
werden könnten, ſelbſt wenn letztere zu Unrecht erhoben worden
wären. Die Koſten dieſer Klage hat bis auf 1 M., die der
Kläger zahlen muß, der Magiſtrat zu tragen. Das iſt
alſo bisher der Nutzen der „Umſatzſteuer“, daß die Steuer
zahler von Zeitz die Koſten für die nicht r
Steuer zu tragen haben. Vielleicht heißt ſie deshalb Umſatz
ſteuer, weil durch ſie viel Geld nutzlos umgeſetzt wird.

Zeitz. Am Montag hatte ſich der Kinderwagenfabrikant
Eduard Pfeiffer von hier vor dem Landgericht Naumburg

u verantworten. Pfeiffer, der mehrfacher Hausbeſitzer iſt, erhielt alljährlich vom Magiſtrat die Liſten, in denen er ſowohl

wie auch die Mieter ihr Einkommen anzugeben haben. Er hat
nun in ſeinen Liſten die Mieten niedriger angegeben, auch in
denen, die von den Mietern auszufüllen waren, die betr. Be-
träge geändert. Wir haben ſeiner Zeit bereits dieſen Fall ver
öffentlicht, der von einem bei Pfeiffer wohnenden Mieter im
Sozialdemokratiſchen Verein zur Sprache gebracht wurde. Vor
dem Landgericht gab Pfeiffer die von ihm gemachten Aende-
rungen zu, er will dieſelben aber nur gemacht haben, weil er
die Unkoſten, die er in den Häuſern habe, gleich von den
Mieten in Abzug bringe. Der Staatsanwalt beantragte die
Beſtrafung wegen Urkundenfälſchung, da der Angeklagte durch
die Abänderung eine Täuſchung über die wahren Mietserträg-
niſſe bezweckt habe. Der Gerichtshof erkannte auf Freiſprechung.Uns ſag die Gründe des Freiſpruchs nicht bekannt, jedenfalls

kann der Hausbeſitzer Pfeiffer aber froh ſein, ſo leichten Kaufs
davon gekommen zu ſein. Das paſſiert auch nicht alle Tage.
Jedenfalls hat die hieſige Behörde die Sache aus anderen
Augen angeſehen, ſonſt hätte ſie nicht erſt Anzeige erſtattet.

Bemerken wollen wir noch, daß ſo wenig der Anzeiger wie
die Neueſten Nachrichten ein Wort über dieſe Verhandlung
bringen. Das ſagt auch genug.

t. Zeitz. Wie uns mitgeteilt wird, wollen die Arbeiter aus
der letzten Notiz über das zu errichtende Vereinshaus heraus-

eleſen haben, daß auch der Heitere Blick nicht mehr zu Ver-
ammlungen hergegeben würde. Sollte das Gerede wirklich

im Umlauf ſein, dann wollen wir hiermit feſtſtellen. daß nach
wie vor der Heitere Blick zur Verfügung ſteht. Wir
können aber kaum annehmen, daß es jemand giebt, der das
herausleſen konnte, denn wenn uns der Heitere Blick entzogen
wäre, dann hätten wir das ſchon anders publiziert. Gemein
waren eben nur die großen Säle in Zeitz, die zu Ver
ſammlungen nicht hergegeben werden, trotzdem ihre Jnhaber
meiſtens froh ſind, wenn die Arbeiter ſonſt ihre Vergnügungen

bei ihnen abhalten. ßWir wollen nun hierbei wieder die hieſige Arbeiterſchaft
insbeſondere die organiſierte erſuchen, ſich, ſoweit
das noch nicht geſchehen, einen Darlehnsſchein zu nehmen.
Jeder denkende Arbeiter ſollte ſeinen Stolz darin finden, hier
einen Saal nebſt Zubehör zu errichten, der Eigentum der
Arbeiterſchaft iſt und allen Anſprüchen der Arbeiterſchaft ge-
nügt. Die Darlehnszahlung iſt jedem Arbeiter ſehr leicht
gemacht, er hat je nach ſeinen Verhältniſſen nur alle 14 Tage
10 Pfg. bis 1 Mark zu geben. Das Geld wird auf der
Sparkaſſe aufbewahrt. Nach 5 Jahren erhält es jeder Dar-
lehnsgeber zurück.

o. Zeitz. Einen z netten t erzielte im
vergangenen Jahre die Zeitzer Paraffin und röl Fabrik.
Der Gewinn betrug 925662 Mk. 77 Pfg., ſo daß davon den
Herren Aktionären 9 Prozent Dividende ausgezahlt wird. Das
Los eines Aktionärs iſt entſchieden beſſer wie das der Arbeiter,
die den Ueberſchuß durch ihrer Hände Arbeit hervorbringen.
Die Einkommen der erſteren ſind auch in ungünſtigen Zeiten
derartige, daß ſie dabei immer noch „höchſt anſtändig“ leben
können während dem Arbeiter der ohnehin ſehr geringe Lohn
bei ungünſtiger Konjunktur noch mehr gekürzt wird. Dafür
leben wir auch in der Zeit der ausgleichenden Gerechtigkeit.
a. Zeitz. Für die Angehörigen der Holzinduſtrie

findet Sonntag, den 1. Juni, vormittags 10/2 Uhr im Heiteren
Blick eine öffentliche Verſammlung ſtatt. Der Kollege Ernſt
Bauer aus Güſtrow wird über: Die Reformbedürftigkeit des
heutigen Arbeitsverhältniſſes eiten Pflicht aller Arbeiter
und Arbeiterinnen iſt es, zu erſcheinen. Jn vielen Fabriken ſind
die Verhältniſſe wirklich 3 angethan, daß die Arbeiter ein
mal geſchloſſen ſich beraten ſollten, wie hier eine herbeigeführt werden kann. Entree wird nicht erhoben. Alſo Sonmn-

tag alle Holzarbeiter nach dem Heiteren Blick. Die Verſammlung
wird pünktlich 10/2 Uhr eröffnet.

t. Kayna bei Zeitz. Ein n Kaufmann hat ſich hier
mit einem Meſſer den Hals durchzuſchneiden verſucht. Da das
Meſſer nicht dazu genügte, gelang ihm ſein Vorhaben nicht.
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weiter
Das iſt ein Bild unſerer heutigen Zuſtände. Einige habenſo viel, daß ſie nicht wiſſen Vohls damit, andere er ver

ſuchen ſich das Leben zu nehmen, weil ſie nicht das allergeringſte
zum Leben beſitzen.

l. Weißenfels. Die „Hirſche“ ſind wirklich ſonderbare
Leute. Am Sonnabend hielt der hieſige Ortsverband der Ge-
werkvereine eine Verſammlung ab, in welcher darüber geklagt
wurde, daß die Gewerkvereine und ihre Beſtrebungen nicht
genügend von der Preſſe unterſtützt würden. Insbeſondere
wurde über das Volksblatt Klage geführt, weil es die Gewerk
vereine angreife. Um dieſem Zuſtande ein Ende zu machen,
ſoll in Leipzig eine neue Hrrg gegründet werden, welche
ſpeziell die Jntereſſen der Gewerkvereine vertritt. Wenn dieHerren ihr Geld ſicher los werden wollen, mögen ſie das thun.
Wie können die Hirſch-Dunckerſchen aber überhaupt erwarten,
daß ſich jemand ihrer annimmt? Und wie können ſie ſpeziell
vom Volksblatt verlangen, daß dieſes ſie nicht angreift? Oft
geſchieht das ja ehe nicht, weil die Gewerkvereinsbewegüng
nicht mehr mitzählt. Wer ſind denn die Hirſche, was können
ſie, und was wollen ſie? Wenn ſie nicht ihre Unterſtützungs
kaſſen hätten, wären ſie ſchon längſt von der Bildfläche ver-
ſchwunden, und viele behalten ihre Mitgliedſchaft nur bei, weil
ſie Kaſſenrechte erworben haben. Mit der politiſchen und
gewerkſchaftlichen Haltung der Hirſche ſind nur wenige
Arbeiter noch einverſtanden, und die Klagelieder der kleinen
örtlichen Führer können daran nichts ändern.

Naumburg. Zu je 180 Mk. Strafe wurden neun Militär
pflichtige verurteilt, weil ſie ſich den Annehmlichkeiten des Kaſer-
nendrills entzogen haben. Da aber auch hier das Wort gilt,
die Nürnberger hängten keinen, ſie hätten ihn denn zuvor, ſo
thut dieſe Beſtrafung nicht weh.

Teuchern. Weil der 19 jährige Arbeiter Otto Jähnert auf
ein entwendetes Sparkaſſenbuch nach und nach 265 Mk. erhoben
hatte, erkannte das Landgericht Naumburg gegen ihn auf ſechs
Monate rangOfterfeld. Jm Konkurs des Mehlhändlers Rößler bleiben
für die Schlußverteilung nur 207.61 Mk. übrig, wovon noch
135 Mk. für Gerichtskoſten abgehen, ſo daß nur etwa 72 Mk.
übrig bleiben, um die 3085.49 Mk. Paſſiven zu decken.

Hohenmölſen. Der Arbeiter Helborn verunglückte in der
Sonnabend nacht auf Grube Naumburg ſo ſchwer, daß er nach
dem Bergmannstroſt in Halle überführt werden mußte.

Delitzſch. Bei verſchiedenen Parteigenoſſen ſtellte ſich der
in Bitterfeld verhaftete Kaufmann Brettſchneider (ſiehe Kleine
ProvinzialNachrichten) vor und bat um Unterſtützung. Er zeigt
dabei eine ſchriftliche Empfehlung, die mit „Rindel“ (oder Kindelh),
Vertrauensmann Leipzig Weſt, unterzeichnet war. Allem Vermuten nach handelt es ch dabei gleichfalls um einen Schwindel.

Eilenburg. Die Stadtverordneten lehnten das Geſuch des
Vereins für Geſundheitspflege ab, welcher um pachtweiſe Ueber-
laſſung eines Grundſtücks bat behufs Anlegung von Schreber-
gärten.

Wittenberg. Krieg im Frieden. Für den 4. u. 5. Juni
wird der Verkehr auf einer ganzen Anzahl von Straßen bei
Teuchel verboten, weil an dieſen Tagen dort Gefechtsſchießen
mit ſcharfen Patronen ſtattfinden. Ein allerliebſtes Kultur-
bild!

Magdeburg. Die Maurer, Zimmerer und Bau-
hilfs arbeiter befinden ſich in einer Bewegung zur Abwehr
der von den Unternehmern beabſichtigten Verſchlechterung der
Arbeitsbedingungen. Die Arbeiter verlangen nichts weiter, als
daß der beſtehende Vertrag auf ein Jahr verlängert wird. Eine
Kommiſſion iſt beauftragt worden, dieſerhalb mit den Unter-
nehmern zu unterhandeln. Die Bauten derjenigen Unternehmer,
welche den bisherigen vertragsmäßigen Lohn nicht zahlen, ſollen
geſperrt werden.

Kleine Provinzial Rachrichten.
re Grube Siegfried bei Deuben iſt Sonntag früh das

Keſſelhaus niedergebrannt. Muſch witz wurde, vermut-
lich von einem verſchmähten Liebhaber ein Stein ins Gaſt-
zimmer des Lokals geworfen wo die „Pfingſtburſchen“ mit ihren
Mädchen ſaßen. Ein Mädchen wurde von dem Wurfe an der
Stirn getroffen und trug eine blutende Wunde davon. Jn
Bitterfeld wurde der 37jährige ſtellenloſe Kaufmann Brett-
eder verhaftet, weil er Proviſionsſchwindeleien verübt haben

0

Folizeiliches und Gerichtliches.
Militarismus und Familie. Einen unter dieſer Spitz-

marke in der Pfälzer Poſt erſchienenen Artikel hatte der Redak-
teur der Volksſtimme, Genoſſe Dr. Max Quarck in Frank-
furt a. M. abgedruckt. Das Landgericht Frankfurt hat darin
eine Beleidigung des Hauptmanns Abel erblickt und am 5. Febr.
Dr. Quarck zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt. Der
Jnhalt des Artikels verdichtete ſich zu dem gegen den Hauptmann
Abel in Germersheim erhobenen Vorwurf, er habe einem Re-
ſerviſten, der telegraphiſch an das Sterbelager ſeines Vaters
berufen wurde, den Urlaub verweigert. Die Beweisaufnahme
hat ergeben, daß der Hauptmann dem Reſerviſten geſagt hat,
wenn es dringend ſei, könne er ſofort reiſen, wenn es aber
nicht dringend ſei, die beiden nächſten Tage, Sonnabend und
Sonntag. Der Soldat zog das letztere vor und fand ſeinenVater zwar noch lebend, aber ohne Bewußtſein vor, in welchem

Zuſtande er ſich bereits bei Abgang des Telegramms befunden
hatte. Die Reviſion des Genoſſen Quarck gründete ſich
auf Verkennung des S 193 und im übrigen wurde beſtritten,
daß überhaupt eine Beleidigung vorliege. Das Reichsgericht
erkannte mit Rückſicht auf die thatſächlichen Feſtſtellungen auf
Verwerfung der Reviſion.

s Zu 100 Mark Geldſtrafe wurde der Genoſſe Staningk
in Hamburg, Redakteur des Grundſtein vom dortigenSchöffengericht verurteilt. Er hatte in ſeinem Blatt eine Zu-
ſchrift des Maurers Horter in Mundenheim veröffentlhicht,
die über einen Bauunternehmer beleidigende Behauptungen
enthielt. Die Behauptungen waren völlig unerweisbar. Horter,
der das Vertrauen Staningks mißbraucht hatte,
iſt bereits in ſeiner Heimat wegen dieſer Sache zu acht Tagen
verurteilt worden.

S Die Bezeichnung „Sozialdemokrat“ iſt keine Ve-
leidigung. Jn einer Verſammlung zu Neuß kam es zu hef-
tigen Auseinanderſetzungen zwiſchen dem dortigen Redakteur

Grunau und einem Metallarbeiter. Der Redakteur nannte
dieſen einen „Sozialdemokraten“, worauf der alſo titulierte
Arbeiter erwiderte, Grunau ändere für Geld ſeine Meinung
von heute auf morgen. Grunau erblickte in dieſer Retour-
kutſche eine Beleidigung, das Neußer Schöffengericht erkannte
uf Freiſprechung, da der Arbeiter zu ſeiner Antwort gereizt
porden ſei. Die Düſſeldorfer Strafkammer jedoch betonte, die

Bezeichnung „Sozialdemokrat“ ſei keine Beleidigung und ver
urteilte den betreffenden Arbeiter wegen ſeiner Antwort an

runau zu 25 M. Geldſtrafe.

Darteinachrichteu.
Jn den bedauerlichen Zwiſtigkeiten, die ſeit zwei

ahren in der ſozialdemokratiſchen Partei in Nürnberg ein-
geriſſen ſind, ſpielte von Anfang an der freiſinnige Fränkiſche
Zurier eine nicht geringe Rolle. Das Blatt bemühte ſich ſtets

und nicht immer mit den reinlichſten Mitteln den Zwie-
alt in den Reihen unſrer Geuoſſen zu ſchüren, um für die
ignen Parteizwecke im Trüben zu fiſchen. Beſonders ſuchte es
urch ſeine ſogenannten Zuſchriften „aus ſozialdemokratiſchen
reiſen“ gegen die unſrer Partei zu hetzen und ſie. vor
er Maſſe der Genoſſen zu verdächtigen. Neuerdings iſt es
er Vorſitzende des ſozialdemokratiſchen Vereins, Genoſſe

dolvh, denNu das Blatt zum Zielpunkt Machina
Es b eine bu chen greſagt in der dem Wagen

v oſchrieben Die Zuſchrift wird ohne jede Bemerkung ab
edruckt, obwohl die Redaktion ganz genau weiß, daß die Be
chuldigung nichts als eine elende Verdächtigung iſt. Man

rechnet eben auf das Mißtrauen und die erregte Stimmung
der Nürnberger Genoſſen. Um ſolche Verdächtigungen für die
Zukunft abzuſchneiden, ſah ſich Genoſſe Rudolph genötigt, den
verantwortlichen Redakteur des Kurier wegen verleumderiſcher
Beleidigung zu verklagen.Jm ahltreiſe Ansbach-Schwabach verſammelten ſich
am Santa die Vertreter unſrer Partei, um die Kandidaten-
frage für die nächſten Reichstagswahlen zu regeln. Kandidat
war bisher der erſt kürzlich aus dem ſozialdemokratiſchen Verein
Nürnberg ausgeſchloſſene Genoſſe Roßkopf. Er wurde mit
9 gegen 5 Stimmen wieder als Kandidat aufgeſtellt.

Parteipreſſe. Die Genoſſen Auguſt Kaſch und Paul
Bröcker ſcheiden am 1. Juli aus der Redaktion des Volksblattes
in Haxburg aus.

Jnm 134. ſächſiſchen ReichstagsWahlkreiſe, dem Wahl-
kreiſe Freges, wird vom 1. Juli ab zugleich für den 11. Kreis
mit ein neues Parteiblatt erſcheinen mit dem Titel Volkszeitung,
Organ für die Jntereſſen der werkthätigen Bevölkerung im
Muldenthale und in den Amtshauptmannſchaften Borna und
Oſchatz. Das Blatt wird täglich erſcheinen und wird gedruckt
und herausgegeben von der Druckerei der Leipziger Volkszeitung
unter der Redaktion des Genoſſen Schöpflin.

Genoſſe Schöpflin iſt auch von einer Vertrauensmänner-
Konferenz des 14. Kreiſes als Kandidak für die nächſte Reichs
tagswahl aufgeſtellt worden.

er für den Kurier ſprh die Partei ge

Generalverſammlung des Verbandes der
Porzellanarbeiter.

Jm Berliner Gewerkſchaftshauſe hielt in der Pfingſtwoche der
Verband der Porzellanarbeiter ſeine Generalverſammlung ab.
Außer den Vertretern des Vorſtandes und des Schiedsgerichts
waren 43 Delegierte anweſend ferner als Vertreter des öſt-
reichiſchen Bruderverbandes Palme und als Vertreter der
Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Sabath.

Dem Geſchäftsbericht des Vorſtandes, den der Vorſitzende
Wollmann erſtattet, iſt zu entnehmen, daß der Verband in den
letzten Jahren eine innere Kriſe durchgemacht hat. Die Taktik
des Hauptvorſtandes bei Lohnbewegungen und Differenzen hat
in mehreren Fällen hervorgerufen, da es der
Hauptvorſtand oft aus Rückſicht auf die Kriſe und auf beſondere
Umſtände für nötig befunden hat, ſeine Zuſtimmung zum Streik
zu verſagen. Der Redner erklärt, daß er überzeugt ſei, daß der
Vorſtand in dieſer Hinſicht richtig gehandelt habe und vielen
Verluſten dadurch vorgebeugt habe.

Der Rechnungsabſchluß der Geſamtkaſſen des Verbandes für
1899--1901 weiſt bezüglich der Verbandskaſſe die Bilanzſumme
von 479 660.55 M. auf; bezüglich des Beihilfefonds die Bilanz-
ſumme von 114612.73 M. Die Mitgliederzahl des Verbandes
betrug Ende 1901: 8295, 1900: 9719, 1899: 8925. Weibliche
Mitglieder hatte der Verband 1901 in 41 Zahlſtellen zuſammen
288. Zahlſtellen ſind insgeſamt 138 vorhanden, 1900: 144,
1899: 133. Der Mitgliederbeſtand hat ſich jetzt bereits wieder
gehoben, ſeit Anfang dieſes Jahres haben 976 Aufnahmen ſtatt
gefunden. Das Vermögen des Verbandes betrug Ende 1901:
101 666.26 M., 1900: 113 786. 66 M., 1899: 140 449.67 M. Das
Vermögen des Beihilfefonds betrug 1901: 21 386. 12, 1900: 27 640.77
1899: 27 608.81 M.

Der Redakteur Rich. Jahn vom Verbandsorgan Die Ameiſe
berichtet, daß Beſchwerden von prinzipieller Bedeutung ſeitens
der Mitglieder nicht eingegangen ſeien. Der Redakteur hat auch
beſonders die internationalen Beziehungen im Verbandsorgan

fördern geſucht und mit den und franzöſiſchen
Fachgenoſſen Verbindung angeknüpft. Die Auflage des Ver

andsorgans betrug 1899: 9450, 1901 8750 und beträgt jetzt 9100.
Ueber den Kampf um das Vermögen des Verbandes

und ſein Verhalten in dieſer Angelegenheit giebt Wollmann
in längerer Rede Aufklärungen. (Es handelt ſich um den Rechts
ſtreit, den der Verbandsvorſtand gegen die Erben des ver-
ſtorbenen Verbandskaſſierers Bey zu führen gezwungen war,
weil dieſe auf Grund des Umſtandes, daß das Vermögen auf
Beys Namen angelegt war, Anſprüche an dasſelbe erhoben. Erſt
im Wege der Klage hat der Vorſtand das Verfügungsrecht
über das Vermögen wieder erlangt.)

Vorſtandsmitglied Schneider erklärt, daß die Hauptſchuld
an der Vermögenskalamität den verſtorbenen Kaſſierer Bey
betrifft, der ſie durch ſeine pflichtwidrige Zurückziehung und
Vernichtung der Vollmacht herbeigeführt habe, und daß das
Verhalten des Vorſitzenden durchaus Anerkennung verdiene. Es
gelangt eine Reſolution mit 38 Stimmen zur Annahme, worin
dem Vorſitzenden volle Anerkennung für ſein Verhalten in der
Vermögensangelegenheit ausgeſprochen wird.

Sodann erſtattet Kleinwächter Bericht vom Schieds-
gericht. Seit der außerordentlichen Generalverſammlung 1900
hat das Schiedsgericht 30 Beſchwerden erledigt und hierbei in
den meiſten Fällen den Standpunkt des Vorſtandes als richtig
anerkennen müſſen.

Nach längerer Debatte über den Bericht wird folgende Reſo-
lution angenommen: „Die Generalverſammlung kann der
Thätigkeit der Schiedsgerichte nicht in allen Punkten zu-
ſtimmen, ſo beſonders in dem Falle der Erhebung von Extra-
beiträgen, welche der Vorſtand verfügt hat, durfte unter keinen
Umſtänden das Schiedsgericht ſich einmiſchen. Die Stellung-
nahme des Schiedsgerichts zu der Frage der Extrabeiträge ging
über den Rahmen ſeiner Funktion hinaus. Desgleichen darf
ſich das Schiedsgericht nicht in das Getriebe der Organiſation
einmiſchen.“

Ferner gelangt noch nachträglich zur Vermögens-An-
gelegenheit folgende Reſolution mit 33 Stimmen zur An-
nahme: „Die Generalverſammlung konſtatiert nach vorher-
gegangener Verhandlung bezüglich der Feſtlegung des Ver-
bandsvermögens, daß der verſtorbene Verbandskaſſierer Bey
infolge ſeines pflichtwidrigen Berhaltens, das heißt, der pflicht-
widrigen Zurückziehung der Vollmacht, der Hauptſchuldige iſt.
Dem Verbandsvorſitzenden Wollmann ſpricht die General-
verſammlung für ſein Verhalten in dieſer Angelegenheit ihre
volle Anerkennung aus. Das Verhalten der Zahlſtelle Ober
hauſen verurteilt die Generalverſammlung.“ J

(Schluß folgt.)

Aus dem VReiche.
Eiſenach. Die noblen Burſchenſchaften. Unter

dieſer Spitzmarke wird der Welt am Montag folgendes mit-
geteilt: „Für das Burſchenſchafts Denkmal bei Eiſenach
wird ein ſtändiger Aufſichtsbeamter geſucht. Derſelbe hat Tag
und Nacht dort oben zu wachen, die Anlagen in Ordnung zu
halten und iſt für etwaige Schäden am Denkmal, ſowie in
den Anlagen haftbar. Seine vorläufige, Behauſung denn
von einer Wohnung kann man hier wohl ſchlecht ſprechen
iſt eine Bretterbude. Er hat allerdings Ausſicht, in etwa zwei
Jahren eine Wohnung beziehen zu können. Für alle dieſe
Obliegenheiten iſt dem Wärter ein Gehalt von 60 Mark
ſechzig Mark für den Monat in Ausſicht geſtellt worden.
Nebeneinnahmen wie Feuerung u. ſ. w. ſind ausgeſchloſſen.“

Was brauchen ſich die teutſchen Jünglinge in den Burſchen-
ſchaften groß um einen Proletarier zu ſorgen. Wenn ſie nur
mit ihrem Patriotismus renommieren und ihr Leben genießen
können und am Ende ihrer akademiſchen Laufbahn eine ein-
trägliche Stelle erſchnappen. Die Zeiten, wo der deutſche
Student mit dem Volke und für das Volk fühlte, ſind längſt
entſchwunden.

Frankfurt a. M. Zwei Mordthaten wurden in den
letzten Tagen verübt. Jm Nürnberger Hof fand man in der
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iern mit dur tot auf. iſt unhekannt. Jn der Montag kamen in der Altſtadt mehrere
unge Leute in Streit. Der 20 jährige Anton Durchholz erhielteabei einen Stich in den Hals, der die Schlagader durchſchnitt.

Der Tod trat in wenigen Minuten ein. Zwei Teilnehmer an

d wuſlebu n r d, Ein 18ähriger 8uguſtusburg. Schweſtermord. Ein 18 jährigertötete ſeine i jährige Schweſter durch gahlreide Kegernet

Darauf wollte er ſich die Kehle durchſchneiden, was aber miß-
lang. Der Burſche wurde in das ſtädtiſche Krankenhaus ge
bracht.

Laurahütte (Schleſien.) Der Typhus iſt wieder im ober
ſchleſiſchen Jnduſtriegebiet eingezogen und hat ſich beſonders in
dem großen Jnduſtriedorfe Laurahütte-Siemianowitz eingeniſtet.
Jn Hugokolonie bei Laurahütte iſt faſt kein Haus von dieſem
unheimlichen Gaſte verſchont geblieben. Es heißt, die Orts-
behörden und Aerzte ſind „mit raſtloſem Eifer“ bemüht, der
Epidemie Einhalt zu thun. Sie hätten beſſer daran gethan,
ſich vor dem Ausbruch des Typhus „mit raſtloſem Eifer“ um
die Verbeſſerung der Wohnungs und Waſſerverhältniſſe in
Laurahütte zu kümmern.

Vermiſchtes.
Unbeſtellbare Poſtſendungen. Jm letzten Jahre blieben

77 280 Poſtſendungen unbeſtellbar, weil ſie keine Adreſſe trugen,
darunter 50580 AnſichtsPoſtkarten. Wegen mangelhafter
Aufſchrift blieben 250 600 Sendungen unbeſtellbar, darunter
145 370 Anſichtskarten. 888 400 Stück von unbeſtellbar geblie-
benen Sendungen konnten den Abſendern nicht wieder zugeſtellt
werden, weil dieſe unterlaſſen hatten, ihre eigene genaue Adreſſe
anzugeben.

Zum franzöſiſchen Hundertmillionen Schwindel.
Der Temps meldet aus Lille, wie verlaute, habe die Staats
anwaltſchaft infolge der Enthüllungen über den Jan Humbert
neuerdings eine ſtrafgerichtliche Unterſuchung über die 18609
erfolgte Ermordung des Fabrikanten Schotsmans eingeleitet,
der einer der Hauptgläubiger der Frau Humbert war und von
r unentdeckten Verbrechern im Eiſenbahnwagen ermordet
wurde.

Wie ferner verlautet, werden die Mitglieder der Familie
Humbert auch noch verantwortlich gemacht für das Verſchwinden

von drei Perſonen welche der Familie Gelder vorgeſtreckt
hatten. Es handelt ſich um die Gattin eines Arztes, einen
Juwelier und eine dritte Perſönlichkeit, über welche man
noch nichts Näheres weiß.

Advokat Dubuit wird ſeine Stelle im Ordnungsrate der
Pariſer Barreaus niederlegen. Die Nachforſchungen im Oberſten
Rechnungshofe ergaben, daß zu der Zeit, als Humbert-VaterProkurator dieſer Behörde war, eine Mi ionen Erbſchaft nach
einem aus Portugal ſtammenden Daurignac flüſſig geworden
war. Humbert- Vater hätte, ſo erzählt das Regierungsorgan
Petit Pariſien, die Geburtsakten ſeiner Schwiegertochter, ge
z Daurignac, fälſchen laſſen, um ſie erbberechtigt zu
machen.

Explofion. Jn Lepaneſe, Departement Marne, erfolgte
eine Erploſion von Feuerwerkskörpern in einem Kolonialwaren
geſchäft, durch welche zwei Kinder getötet und eine Frau ſchwer
verletzt wurden.

Verhaftung von Fälſchern. Organe der Pariſer Poli-
zei verhafteten in Newyork den 36 jährigen Otto Jaeckel und
deſſen Geliebte Eliſe Wermecke, die beide aus Anhalt gebürtig
ſind. Jaeckel begin n in Höhe von 25000 Francs.

Ein Feris er Vorfall ereignete ſich in der Artillerie
kaſerne zu Görz (Oeſtreich). Als der rntereſſe Franz Leinacher die Runde machte, verlangte er

vom poſtenſtehenden Artilleriſten Joſeph Sadelcich aus Cilli
die Loſung, erhielt jedoch keine Antwort. Nachdem die zweite

age ebenfalls unbeantwortet blieb, entfernte er ſich, um eine
trouille zu holen. Jn dieſem Momente krachte ein Schuß

und Laingcher ſtürzte, in den Rücken getroffen, zufammen und
gab im Spital ſeinen Geiſt auf. Sadelcich wurde verhaftet
und 2a65 an, daß ſein Gewehr auf unerklärliche Weife losge
gangen ſei.Die Peſt iſt in Mojunga auf Madagaskar und in Fremantle et t aus gebrochen. 4 Se

Die Kataſtrophe in Weſtindien.
Wolffs Bureau meldet aus Fort de France vom 26. Mai:

Die Berichte, welche die nach Martinique entſandte amerikaniſche
wiſſenſchaftliche Expedition veröffentlicht, lauten pefſſimiſtiſch.
Es wird auf die Gleichartigkeit mit dem Ausbruch des Krakatoa
hingewieſen. Die Berichte betonen ferner, es ſei möglich, daß
der ganze nördliche Teil von Martinique zerſtört werden könnte.

LSetzte Nachrichten.
Wien, 28. Mai. Wie die hieſige Arbeiterzeitung aus Odeſſa

meldet, hat der ruſſiſche Vizeadmiral Hildebrand einen Befehl
an die Marine erlaſſen, worin er die Schiffskommandanten
auffordert, den Matroſen ſofort das Evangelium in
ruſſiſcher Sprache abzunehmen, da ſeine Lektüre
auf die Matroſen von ſchädlichem Einfluß ſei.

Konſtantinopel, 28. Mai. Jn Alexandrien wurden in
vergangener Woche 9 Peſtfälle amtlich konſtatiert, von denen
7 tödlich verliefen.

Paris, 28. Mai. Aus Fort de France wird gemeldet:
Der Vulkan iſt wieder andauernd in Thätigkeit. Dichtes,
ſchwarzes Gewölk, durchzuckt von Blitzen eigentümlicher r
lagert über der Stadt. Die Einwohner ſind angſtvoll auf
dem Markte verſammelt; meterhohe Wellen ſchlagen gegen die
Schiffe, das Meer kocht. Vom Mont Pelee dringen noch immer
dichte gelbe Rauchwolken hervor. Fort de France ſcheint zwar
nicht unmittelbar gefährdet, aber man fürchtet, daß das Nieder
gehen einer Feuerwolke, ähnlich der, die St. Pierre zerſtörte,
auch Fort de France vernichten werde.

Briefkaſten der Redaktion.
Verbrecher. Jawohl, beides. Gruß!
Nebra. Die Kirchenſteuer darf durchaus nicht vom Kranken

gelde abgezogen werden. e Sie die Rückgabe des Be
trags. D. Das wäre ja noch ſchöner!

Quittung aus Weißenfels.
Für die Partei gingen ein 30 Pf. vdein Wieſenthal. s Pf. von den 4

„Quittung.
Für Parteizwecke:

Teuchern. Weil der KleiWeil er ſo laut war 76 P lorans und der Große ſel h

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Süd, Steinweg 2), den 27. Mai.

Aufgeboten: Paſtor Ftögr und Magdalena Heinicke d
und An der Univerſität 2). Aſſiſtent Schieritz und JdaDresden und Anhalterſtr. 11). Srieſten er eher d et
fine Scharr (Düben und Anferſtr. 15). Werkmeiſter Lehmann
und Auguſte Aliſat (Steinbek und Halle).

Geboreu Reſtaurateur Bruckmann S. (Gr. Märkerſtr. 20).

d ginge S Wrobel S.Me 96). endreher Wipplinger S.ſtraße 5). Former Teubert S. (Schlo n Gqhloſer

Berantwortlicher Redakteur: Ernſt Dänumig in Halle.
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